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Interview mit Helmut Pohl über die Politik der RAF 


„Wir müssen jetzt Wege 
zur Entlassung finden“ 


Wir veröffentlichen das Interview mit Hel- 
mut Pohl, das Oliver lomlein führte und 
das in der Konkret vom Juni nicht voll- 
ständig abgedruckt worden ist. (Red.) 


Zwischen RAF und etlichen Gefangenen hat 
es eine Spaltung gegeben, die Gefangenen tre- 
ten nach außen hin nicht mehr als einheitli- 
che Gruppe auf. Als wer oder für wen spre- 
chen Sie in diesem Interview? 

Zuerst spreche ich für mich. Aber es fließt 
auch ein, was ich von anderen Gefangenen 
weiß. Wir sind seit dem Hungerstreik 1989 
allerdings fast alle vereinzelt gewesen. Es 
gab keine Möglichkeit zum Austausch über 
die neue Situation. Und die Post ist dafür 
auch kein geeignetes Medium. 


Warum nieht? 

Unsere Post wird seit über zehn Jahren aus- 
sewertet. Vom BKA werden damit Projekte 
zur Stilerkennung gefüttert, jede Zeile von 
uns wird benutzt — das macht eine Diskus- 
sion unmöglich. Es geht aber auch praktisch 
nicht, ausschließlich über so ein schwerfäl- 
liges Medium wie Briefe zu kommunizie- 
ren. Es ist einfach ein Unding, nach jahre- 
langer Isolation und anschließender Ab- 
schottung von Außenkontakten. Trotzdem 
besteht das Kollektiv aber noch weiter: Wir 
kämpfen zusammen um unsere Freiheit. 


Wie erklären Sie, daß sich in Folge der Zäsur 
von 1992, als die RAF angekündigt hat, die 
bewaffneten Aktionen gegen Menschen ein- 
zustellen, die Gefangenengruppe aufgelöst 
hat und die RAF von der politischen Bild- 
fläche verschwunden ist? 

Fine Zäsur, wie wir sie gewollt haben, ist 
überhaupt nicht gemacht worden. In unse- 
rer Vorstellung war Zäsur das Stichwort für 
eine Iransformierung von dem, was die 
RAF bisher war, zu einer politischen Kraft, 
die auf die neue politische Situation ein- 
wirken kann. Und das ist nicht gelungen. ‘92 
sind nur endlich diese Aktionen eingestellt 
worden, und der Rest hat sich in Luft auf- 


gelöst. Die Ursache liegt darin, daß eine po- 
litische Auseinandersetzung darüber, wie es 
künftig weitergehen kann, überhaupt nicht 
in Gang gekommen ist. 


Aber es gibt mittlerweile ein ganzes Buch voll- 
er Papiere, voller Kritik und Selbstkritik von 
RAF und Gefangenen ... 

Aber diese Papiere der RAF und was als 
„Selbstkritik“ lief, das war doch keine wirk- 
liche Kritik. Das war die 80er Jahre umbie- 
sen oder einmal durch die Waschanlage 
und die Kiste umspritzen. Die sogenannte 
„neue Politik“ der RAF hatte nur versucht, 
eine Variante „revolutionärer Politik“ im al- 
ten Grundschema zu machen, eine Repro- 
duktion desselben, aber sozusagen diesmal 
sanz richtig. Und so eine Abwandlung des 
alten Grundkonzepts reicht nicht hin. In 
diesem Zusammenhang, ich finde es auch 
nötig, daß die Illegalen ihre Auflösung als 
RAF erklären. Das wollen auch andere Ge- 
fangene ausdrücklich, daß es hier gesagt 
wird. Und dann muß man sehen, was sich 
entwickelt. 


Wie hätte Ihrer Meinung nach die Diskussi- 
on verlaufen müssen? 

Um das zu erklären, ist es nötig, sich die Ge- 
schichte des Zäsur-Gedankens anzuschau- 
en. Das erste Mal ist von seiten der Gefan- 
senen 1987 von Zäsur die Rede gewesen ... 


Also nach den Anschlägen auf den MTU-Ma- 
nager Ernst Zimmermann, den Siemens-Ma- 
nager Kurt Beckurtsundden Diplomaten Ge- 
rold von Braunmühl. Bestand ein Zusam- 
menhang zwischen Ihrer Zäsur-Diskussion 
und den Anschlägen? 

Der Zäsur-Gedanke hat vor allem was mit 
den internationalen Entwicklungen zu tun. 
Uns war 1987 klar geworden, daß die Ver- 
hältnisse dabei waren zu kippen. Und des- 
wegen mußte nach unserer Meinung das ge- 
samte Konzept, das RAF bis dahin ausge- 
macht hatte, in Frage gestellt werden. Aus 
dieser Analyse ist aber keine Diskussion ent- 
standen, sie ist steckengeblieben. Das ist 
auch eine Kritik an uns Gefangenen: Wir 
hätten damals, als deutlich wurde, daß wir 
nicht weiterkommen, von uns aus erklären 
müssen, daß es so nicht weitergehen kann. 
Aber wir haben damals gedacht, das geht 
nicht, damit dringen wir nicht durch. Die 
Grundgedanken waren uns auch einfach zu 
wenig, wir konnten, weit wegim Gefängnis 
und einzeln isoliert, auch nicht sagen, was 
das alles letztlich bedeutet und wie es wei- 
tergehen wird. Trotzdem hätten wir damit 
herauskommen müssen. Wenigstens hat- 
ten wir den Finger draufgelegt, als einige der 
wenigen damals. 

Und wir haben im Hungerstreik "89 noch 
einmal versucht, diese grundsätzliche Neu- 
orientierung einzuleiten. Danach über un- 
ser Drängen darauf, daß die RAF die Fin- 
stellung der Aktionen erklärt und dann po- 
litische Diskussion, Freiheit der Gefange- 
nen. 


Das war eine intern geäußerte Forderung? 
Ja, das waren unsere internen Diskussionen, 
was die bewaffneten Aktionen betrifft. 


Wieso haben Ihrer Meinung nach die neuen 
internationalen Entwicklungen dazu ge- 
führt, daß der bewaffnete Kampf keinen Sinn 
mehr macht? 
Immer wieder wird die Politik der RAF mit 
dem bewaffneten Kampf gleichgesetzt. Das 
war aber nie so gedacht, das sollte nie so sein, 
und wo es so war, war es ein Fehler. Der Zä- 
sur-Gedanke hat deswegen auch mit dem 
bewaffneten Kampf erstmal gar nichts zu 
tun. Mitte der achtziger Jahre war weltweit 
eine Tendenz zur Eintgrenzung festzustel- 
len. Fin Beispiel aus unserer Diskussion da- 
mals. In Mittelamerika wurde ein Vernich- 
tungskrieg geführt, und er ist hier über- 
haupt nicht mehr wahrgenommen worden, 
im Gegenteil, es wurde das entgegenge- 
setzte Bild verbreitet, und das hat gegriffen. 
Es ging hier immer darum, daß dort angeb- 
lich demokratische lortschritte zu ver- 
zeichnen wären, während tatsächlich ganze 
Landstriche zerstört worden sind. Gleich- 
zeitig ist hier in Zentraleuropa in allen we- 
sentlichen Bereichen die Macht mit ihren 
Projekten durchgekommen. Ob es jetzt um 
Gentechnik geht, um Atomtechnologie, 
um Festung Europa oder um militärische 
Strukturen. Es war ein Qualitätsumschlag. 


Ich will dazu sagen: der für uns zu dieser 


Zeit sichtbar wurde. Nicht- Europäer haben 
uns dazu gesagt, sie hätten das 1980 herum 
diskutiert, das zeigt auch etwas. 

Und deswegen war es für uns von enor- 
mer Bedeutung, daß aus einem weiten lin- 
ken Spektrum Leute zusammenkommen 
und diskutieren, um zu begreifen, in welche 
katastrophale Richtung sich die Verhältnis- 
se entwickeln. Denn es war ja nicht nur un- 
ser Ansatz, Politik zumachen, überholt wor- 
den, auch die anderen linken Gruppen, ja 
sogar das linke bürgerliche Lager waren ge- 
scheitert und standen mit einem Malohne 
angemessene Instrumentarien und Metho- 
den da, die geholfen hätten, mit der neuen 
Lage umzugehen. 


Das heißt, die Entscheidung gegen Anschlä- 
ge, wie sie früher Kenn. ziehen der RAF wa- 
ren, hat grundsätzlichen Charakter. W ie papt 
das aber; zu Ihrer Erklärung von 1993, in der 
Sie gesc hriehen haben: „Ich mache degi Aus- 
sagen, die ich in den letzten Jahren gemacht 
habe, heute nicht mehr. Und die Möglichkei- 
ten, die in der Zäsur gesteckt haben, dürften 
vorbei sein. Und deswegen werde ich einen 
Teufel tun und den bewaffneten Kampf ‚ab- 
sagen‘.“ Das paßt besser zu dem Hardliner- 
bodi ge, das Ihnen die Bundesanwaltschaft 
ver pafi hat. 

Es war sicher ein Fehler, daß ich diesen 
Schlußpassus der Erklärung im Zorn so for- 
muliert habe. Aber wer den ganzen damals 
in der TAZ abgedruckten "Text liest, kann 
leicht feststellen, daß der Sinn im Zusam- 
menhang ist: Ich lasse mich nicht zur 
Staatspropaganda erpressen. Von uns ist da- 
mals eine deklaratorische Absage an Gewalt 
und die RAF-Politik von Anfangan verlangt 
worden -und dazu bin ich nicht bereit. Die 
/äsur war nicht als diese Art Zugeständnis 
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gedacht, sie wäre notwendig gewesen, um 
weiter P olitik zumachen. In der Anfangszeit 
unserer Zäsur-Diskussion haben Besucher 
von uns und die RAF gar nicht verstanden, 
worum es uns ging, Beispielsweise wurde 
uns immer wieder entgegengehalten, dab 
der Angriff aufrechterhalten werden müß- 
te. Ich persönlich finde das überhaupt kei- 
nen überzeugenden Gedanken: Wenn zwi- 
schendurch was Richtiges gemacht wird, 
dann schadet es nicht, „wenn der Angriff 
nicht aufrechterhalten wird“. Aber selbst 
wenn man das anders sciht, hätte man eine 
andere Ängriffsform finden müssen. Und da 
hat es in dieser Zeit Über legungen gegeben 
- z.B. daß anstelle der Erschießungen Sa- 
botageaktionen auf hohem Niveau ge- 
macht werden könnten. Aber umgesetzt 
worden ist auch das nicht. Und dieser Hard- 
liner-Vorwurf: der hat mit dem, was wir Ge- 
fangenen tatsächlich machen oder sagen, 
nichts zu tun. Bis 1992/92 galten wir Ge- 
fangenen grundsätzlich alle als „hardliner“ 
-und zwar trotz unserer Anstrengungen, ei- 
ne gesellschaftliche Auseinandersetzung zu 
führen. Ich erinnere hier nur mal an diese 
Vollmer/Käsemann/Walser-Initiative 1988: 
darauf sind wir eingegangen, und zwar nicht 
als taktisches Manöver, sondern weil es uns 
in um diesen Zäsur-Gedanken ging. Aber 
der Apparat hat das verhindert. Als „hardli- 
ner“ galten wir trotz unserer Bemühungen 
im Hungerstreik 1989, obwohl wir da mit 
Leuten aus dem Apparat und vielen ande- 
ren gesprochen und geredet haben -und al- 
le wußten, daß wir was Neues wollen. Da- 
mals sind angebliche Angriffspläne von uns 
erfunden und durch die Medien lanciert 
worden. Und es ging dann gegen die übrig- 
bleibenden Gefangenen weiter, trotzdem 
wir durch Irmgard "Möller auch öffentlich 
erklärt hatten, daß wir die Einstellung der 
Aktionen be grüßen. Tatsachen haben in 
dem Propaganda-Rollback überhaupt keine 
Rolle gespielt. 

Wenn man es sich heute anschaut, dann 
muß man sagen: Statt einer 'Iransformie- 
rung der RAF und der notwendigen politi- 
schen Iintscheidung in der Gefangenenfra- 
ge für alle Gefangenen ist eine Spaltung ge- 
kommen, die über die Reduzierung auf ei- 
nige wenige Gefangene und die entspre- 
chende „Hardliner“-Propaganda das zu die- 
ser Zeit aktuelle Gefangenenproblem „er- 
ledigt“ und es den Staatsapparaten ermög- 
licht hat, an uns übrigbleibenden Gefange- 
nen doch noch zu v en. was sie 20 Jah- 
re lang mit allen Gefangenen vorhatten, zu 
Ende zu bringen. 


Was könnte das Interesse der Bundesanwalt- 
schaft daran sein? 

Ihr ist vor allem wichtig, die politische Fein- 
derklärung fortwirken zu lassen, und sie will 
offensichtlich auf keinen Fall den politi- 
schen Prozeß zulassen, den wir anstreben. 
Die RAF-Geschichte soll mit einer Abrech- 
nung beendet werden, die sich natürlich 
auch an Personen festmacht, und soll eben 
nicht in einen politischen Prozeß münden. 


Und das hat nicht nur was mit der RAF zu 
tun, sondern zeigt insgesamt, wie Gesell- 
schaft nach Vorstellung von BKA und Bun- 
desanwaltschaft funktionieren soll. 


Aber daf das funktionieren kann, hat doch 
auch was mit der RAF selber zu tun, die nie 
sehr offen für kontroverse Diskussionen war 
und die sich niemand vorstellen konnte als ei- 
ne Gruppe, die zu einem anderen Mittel greift 
als zu dem, Menschen zu töten. 

Sicher hat das auch mit der RAF zu tun. In 
den 80er Jahren war es keine Spezialität der 
RAF nicht offen für kontroverse Diskussio- 
nen zu sein. In anderen linken Gruppen war 
es genauso. Die Ursache dafür liegt meiner 
Meinung nach ziemlich weit zurück, der 
Grundfehler bei uns, aber eben auch in vie- 
len anderen linken Gruppen, war, daß poli- 
tische Strukturen immer wenig oder gar 
nicht entwickelt wurden. Statt dessen hat 
sich Ideologie und Aktionismus durchge- 

setzt. Dabei hatte das RAF-Konzept immer 

schon beinhaltet, daß es ein Primat der Po- 
litik geben muß, die bewaffnete Aktıon soll- 
te die Politik befördern, aber nicht ersetzen. 


Daß die RAF gerade nicht in erster Linie po- 
litisch, sondern militärisch handelt, haben 
auch linke Gruppen immer wieder kritisiert. 
Ja, aber immer nur so, wie es ihnen gerade 
in ihr politisches Konzept gepaßt hat. Des- 
wegen sind diese Auseinandersetzungen 
immer wieder gescheitert. Ich denke, daß 
der Grundfchler von allen, den Gruppen der 
radikalen Linken allgemein und der RAF 
war, daß wir uns viel zu wenig in der Rea- 
lität bewegt haben und viel zu sehr in der 

Ideologie. Es gab Treffen, Papers, Konzept- 
diskussionen, Veranstaltungen, Kampa- 
gnen — aber das war nichts Reales. Und der 
Zusammenbruch der radikalen Linken En- 
de der achtziger, Anfang der neunziger Jah- 
re war die Stunde der Wahrheit für diese 
Struktur von Politik, wie sie aus den sechzi- 
ger Jahren gekommen ist — wenn etwas er- 
kämpft worden wäre, aus allem, worum es 
die ganze Zeit ging, dann hätte da etwas von 
hinübergenommen werden müssen. Aber 
das ist nicht geschehen. Statt dessen Selbst- 
auflösung und Run auf die Plätze. Und 
letztlich bringt das darauf, bei der RAF war 
es ja nur auch nicht anders als sonst, daß die 
deutsche radikale Linke oder Linke über- 
haupt nie aus dem Widerspruch rausge- 
kommen ist, im weitestentwickelten Sy- 
stem zu leben und die sich daraus ergeben- 
den Widersprüche gleichzeitig nicht aus- 
zuhalten. Finerseits möchte man raus, zu 
etwas anderem, andererseits ist es der beste 
von allen Plätzen, die sichtbar sind. Dieser 

Widerspruch hat in unserem Spektrum ei- 
ne Theorie und Praxis hervorgebracht, die 
von ideologischem Denken, in sich kreisen- 
der Betriebsamkeit und Aktionismus ge- 
prägt war. Ich nennen das ‚Politik-Eirsatz‘. 
Und Politik heißt hier: reale Prozesse. Nicht 
Ideologie. So schlau wie die weiße europäi- 
sche Linke und noch mal ganz besonders 
die BRD-Linke war auf der ganzen Welt 


kaum jemand. Niemand hat mehr gelesen, 
so viel geredet wie die Linke hier. Das ist aber 
nicht Politik. Sie zeigt sich als stationärer 
Prozeß, der in diesen gesellschaftlichen 
Rahmen eingepaßt bleibt. Fin Beispiel 
dafür, was ich mit „stationär“ meine — Frau- 
en kommen doch seit langem massiv damit, 
daß diese sogenannte Sexismus-Debatte, 
die Männer-Diskussion, immer nur das Er- 
sebnis hat, daß das Problem debattenmäßig 
bewältigt wird, damit politisch erledigt ist 
und alles so bleiben ma wie es vorher war. 
Und da haben sie recht. Fs ist eine Art Pro- 
blembeseitigungsmechanismus. In dem 
Beispiel ist das nur besonders dicht. Es ist 
auch im Anti-Rassismus da. Es war beim 
WWG ‘92 da, die guten Veranstaltungen als 
Ersatz. 


Und die RAF ist Ihrer Meinung nach Teil die- 
ses stationären Prozesses? 
Sie war leil davon geworden. Die Aktionen, 
die dann in der 2. Hälfte der achtziger Jah- 
re gemacht w uiden, waren für die meisten 
der heutigen Gefangenen srundsätzlich 
falsch. Die bewaffnete Aktion | hatte für uns 
ja immer eine strategische Funktion. Sie 
sollte was klarmachen und weiterbringen. 
Die Aktionen in der zweiten Hälfte der acht- 
ziger Jahre waren aber nur noch eine € An- 
einanderreihung von Er- gg 
schießungen. Und letzten En- 
des, wenn man sie auf einen po- 
litischen Kern reduziert, bleibt Ws) 
nichts übrig als Bestrafungsak- ki 
tionen. Und die RAF wußte 
auch, daß wir diese Aktionen 
kritisieren. Sie wußten z.B. von W 
mir auch ausdrücklich, daß ich |; .... 
dagegen bin, daß die Entwick- | 
lung so weitergeht, daß Leute | 
abtauchen. Wenn ein Konzept 
keine Perspektive mehr hat, 
kann man, selbst wenn man 
sagt, der An griff muß aufrechterhalten wer- 
den, nicht neue Leute holen. Die stellen 
sich vor, sie setzen dort den Kampf, den sie 
in konkreten Basisprojekten gemacht ha- 
ben, an anderer Stelle fort, gehen aber 
tatsächlich ins Leere. Ich will hier kein 
Falsches Bild aufkommen lassen, ich will uns 
nicht davon abtrennen. Wir waren alle Teil 
davon und haben es getragen. Ich spreche 
hier zur Verkehrung der Verhältnisse i in der 
Abwicklung des Gefangenenproblems 
während der letzten Jahre. Wir haben es 
weitergetragen, vom Aufschrei bis zum Ver- 
stummen, weil wir eine Kontinuität wollten. 
Wir waren vollständig überstimmt von den 
absehbaren Auswirkungen des gesamten 
Umbruchs und haben gedacht, es muß doch 
eine Kraft her. Das hat uns die entschei- 
dende Konsequenz versperrt. 


Aber widerspricht sich das nicht: einerseits 


eine Kontinuität zu wollen, andererseits da-* 


gegen zu sein, daß neue Leute in die Illega- 
lität gehen? 

Es ging nicht um eine Kontinuität der RAF 
wie sie bestanden hat, sondern um eine 


Kontinuität von Inhalten. Der bewaffnete 
Kampf war doch nicht der Inhalt der RAE 
Der Inhalt der RAF war, wenn man es mal 
auf den Punkt bringt, Befreiung, 


Sie kritisieren die Anschläge und Attentate 
der RAF in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre. Was war denn vorher besser? Wo sehen 
Sie z.B. den Unterschied zwischen dem fehl- 
geschlagenen Versuch, General Kroesen zu 
töten, und dem Genickschuß auf den Diplo- 
maten von Braunmühl? 
Sie sprechen da eine Aktion an, wo das un- 
terschiedliche Verständnis aufeinander- 
trifft. Wir haben Aktionen wie die gegen 
Braunmühl Anfang der Achtziger verwor- 
fen, wir waren durch die Funktion dieses 
Amts auf einen seiner Vorgänger gestoßen, 
weil für uns dabei das Mittel und der poli- 
tische Zweck kraß auseinandergefallen wä- 
re. Übrigens eben auch aus der Erfahrung 
von denen von uns aus der 77er Zeit, die als 
fiktive „hardliner“ besonders beliebt sind. 
Die Aktion gegen Kroesen oder gegen den 
Stützpunkt Ramstein erfolgte dagegen i im 
Rahmen der Auseinandersetzung um die 
NATO-Nachrüstung. Beide waren be- 
stimmt als strategische Aktionen, die an- 
greifen sollten, was unserer Meinung nach 
den weltw eiten Umbruch forcierte: die mi- 
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litärische Aufrüstung in den Zentren. 


Die Nachrüstung zu verhindern war auch ein 
Ziel der Friedensbewegung, die im großen und 
ganzen die RAF-Anschläge strikt abgelehnt 
hat. Hat Sie das nicht stutzig g gemacht? 

Na ja. Es gab ja auch viele, die die Frie- 
densbewegung stutzig gemacht hat. Die 
Friedensbewegung hat zum Beispiel eine 
starke nationale Schlagseite gehabt. Sie hat 
sich vor allem dagegen gewandt, daß der 

Krieg hier geführt werden soll, und dieser 
Teil der Friedensbewegung hat sich auch 
nicht um imperialistische Interessen und 
Kriegsziele geschert. 


Wenn Sie an der Friedensbewegung zu Recht 
eine nationale Schlagseite kritisieren, dann 
muf es Ihnen doch beim Leser mancher alter 
RAF-Iexte auch unbehaglich werden. Dort 
wird Deutschland auch a s US-Kernstaat be- 

zeichnet und als besetztes Land charakteri- 
siert. 

Das sind Töne, die aus den 70er Jahren kom- 
men und die ihren Grund in einer fatal ver- 
kürzten Analyse hatten: Aus der Tatsache, 


daß das US-Kapital weltweit führend war 
und daß die US-Konzerne die deutschen 
Konzerne dominiert haben, ist geschlossen 
worden, daß die BRD eine Art US-Kolonie 
sei. Das war falsch. Aber in unserer Politik 
hat diese Überlegung nur eine untergeord- 
nete Rolle gespielt. 


Aber die Anschläge richteten sich meistens 
gegen US-Militäreinrichtungen oder US-Mi- 
Titärs, 
Ja. Aber immer im Zusammenhang mit der 
NATO und der Nachrüstung. Das waren 
keine Aktionen gegen die USA als Besatzer. 
Aber ich gebe zu, daß es da in der Linken 
insgesamt und damit auch in unserem 
Spektrum offene Flanken gab. Es gab an- 
tiamerikanische Blüten, die gingen so weit, 
daß US-Kultur abgelehnt es Aber wir, 
ich war damals illegal, haben diesen als An- 
tiimperialismus verkleideten Antiamerika- 
nismusin Gesprächen und bei unseren Kon- 
takten kritisiert. Das hat allerdings manch- 
mal nichts geholfen. Es gibt da sowieso ein 
falsches Bild davon, wie die Situation von 
uns und von unserem Umfeld damals war. 
Wir haben Anfang der Achtziger auch die 
RAF nicht verstärken wollen, wir haben 
Leute, die zu uns stoßen wollten, in die 
Kämpfe vor Ort zurückgeschickt. Wir woll- 
ten Strukturen und politi- 
sche Prozesse, und zurück 
kam die Aufforderung, wir 
sollten Aktionen machen. 
Den Druck konnten wir 
<0 damals auch nicht än- 
@ dern. Es ist ein Irrtum zu 
glauben, daß alles so läuft, 
| wie man sich das in einem 
| Konzept ausdenkt und 
vorstellt. Das hat später 
bei der Zäsur-Debatte ja 
auch nicht geklappt. 


Es gab lange Zeit die Forderung der Gefan- 
genen, in ein oder zwei großen Gruppen zu- 
sammengelegt zu werden, damit eine Aus- 
einandersetzung untereinander stattfinden 
kann. Was denken Sie heute, wie es weiter- 
laufen könnte? 

Es kann für uns nur darum gehen, wieder 
aufdie Tagesordnung zu setzen, daß wirraus 
müssen. Nach wie vor ist das eine politische 
und keine juristische Frage. Es geht hier 
nicht um eine abstrakte prinzipielle Ebene. 
Wir haben es auch nicht mit der Justiz im 
allgemeinen zu tun, sondern mit der BAW 
und den Staatsschutzgerichten, und wir ha- 
ben die bekannte Haft- und Prozeßge- 
schichte. Abgesehen davon geht es den mei- 
sten von uns gesundheitlich außerordent- 
lich schlecht, so daß diese Perspektive zwan- 
zig Jahre und noch ein bißchen mehr, je 
nachdem, wie man sich individuell verhält, 
für uns keine ist. Wir müssen jetzt Wege zur 
Entlassung finden. Und dafür muß es eine 
Entscheidung geben, die mehr ist als nur 
Worte. Es muß etwas sichtbar werden, vor 
allem in unserem Gefangenenstatut: Was 
manch man sonst mit jemandem, den man 
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in absehbarer Zeit rauslassen will? Der kann 
seine sozialen Beziehungen nach draußen 
aufbauen. Eintsprechendes muß für uns 
auch möglich werden. Wir müssen anfan- 
gen können, Grundlagen zu bauen dafür, 
wie wir anschließend leben wollen. Es muß 
Kommunikation und Arbeitsprojekte geben 
können. Wir haben ja derzeit fast keine Kon- 
takte nach draußen. Man muß sich klar ma- 
chen, daß dieses Interview eine der ganz we- 
nigen Gelegenheiten ist, wo ich mit jeman- 
dem von draußen zusammenhängend län- 
ger sprechen kann. Mein größter Erfolg in 
meiner ganzen Haftzeit war vor einigen Wo- 
chen 90 Minuten Gespräch ohne LKA- 
Überwachung. = 


Ist diese Orientierung auf Kommunikation 
mit Leuten von dran en bei den Gefangenen 
Konsens? 

Es geht bei uns hin und her, weil manche 
meinen, es sei wichtiger, daß wir Zusam- 
menlegung haben und was Gemeinsames 
veröffentlichen können. Ich war immer der 
Meinung, daß es viel wichtiger ist, daß auf- 
sernacht wird. 

Wir sind alleine zu wenig, um weiterzu- 
kommen, wir brauchen weiterreichenden 
Austausch. Es kann auch gar nicht darum 
schen, das, wofür vor Jahren das Stichwort 
„Diskussion“ stand, jetzt noch nachzuho- 
len. Natürlich suchen wir Gespräche für ge- 
meinsames Interesse, das ist ja klar, aber 
Kommunikation mit draußen hat für uns 
vor allem den Sinn, erste Schritte auf dem 
direkten Weg zur Freiheit zu finden. 

Das Schlimmste, was bei uns jetzt ge- 
schehen war, und daraus resultiert auch die 
ganze Schärfe der inneren Auseinanderset- 
zung, ist, daß wir aus langen Jahren der Iso- 
lation nicht etwa in eine Situation gekom- 
men sind, in der wir diese Isolation hätten 
verarbeiten können. Das, was in diesen lan- 
sen Jahren geschehen ist, hätten wir zu- 
sammen mit anderen besprechen und ver- 
arbeiten müssen. Aber das wurde nicht zu- 
gelassen. Statt dessen sind wir aus der Iso- 
lation ins Vakuum der normalen Stationen 
gekommen, in einen Kreis von Personen im 
Gefängnis, der auch sehr klein ist und wo 
das nicht geht, und nach außen sind wir wei- 
terhin strikt abgeschottet seblieben. Da 
sind erst die gesundheitlichen Abstürze bei 
uns gelaufen, da kam die Isolation voll zur 
Wirkung. Und diese Isolation mit ihren Fol- 
gen, die wir am eigenen Leib erlebt haben, 
die muß überall, wo sie auftaucht, bekämpft 
werden. Wenn einer lange drin war, muß da- 
nach etwas geschehen, da kann man nicht 
einfach den Deckel aufmachen, und dann 
muß er sehen, wo er bleibt und wie. Und 
wenn ich das hier sage, als einer, der es selbst 
mitgemacht hat, dann nicht, um unsere 
schlimme Geschichte herauszustellen, son- 
dern weil es sich in den Gefängnissen ab- 
zeichnet, daß diese systematische Isolation, 
der wir vom ersten lagan ausgesetzt waren, 
zunehmend auch allgemein auf andere Ge- 
fangene angewandt wird, die wegselektiert 
werden sollen. 
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Redebeitrag auf der Anti-Nato-Demo - Berlin 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Wir dokumentieren im folgenden einen Re- 
debeitrag, der auf der Anti-Nato-demonstra- 
tion am 3.6. in Berlin gehalten wurde und dem 
die rund 3.000 Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer aufmerksam zuhörten. 

Wir reden jetzt von den Gefangenen aus der 
RAE weil sie an vorderster Front gegen die 
Nato-Kr iegspolitik gestanden haben. Weil 
wir wollen, daß sie frei sind. 

Die RAF hatte sich vorgenommen, aus den 
Bedingungen hier mit den Befreiungsbewe- 
sungen im Süden der Welt eine gemeinsame 
Kraft segen das imperialistische System auf- 
sun und es so zu überwinden. Also ein 
Befreiungsprojekt zur Verteidigung bzw. 
Rückeroberung des Lebens für die Mehrheit 
der Weltbevölkerung. 

Es war in den 70ern greifbar, einen Durch- 
bruch gegen die globale zerstörerische Ent- 
wicklung der imperialistischen Herrschaft zu 
erkämpfen. Das lag an der Stärke und Mas- 
senhaftigkeit der Befreiungsbewegungen in 
Afrika, Asien und Lateinamerika und dem 
gleichzeitigen Aufbruch in Westeuropa und 
Nordamerika. 

Wir wissen alle, daß es anders gekommen 
ist und daß alle mit einer Entwicklung kon- 
frontiert sind, wie die Reichen und Regie- 
renden vorpreschen Richtung Weltfaschis- 
mus. 

Trotzdem waren die Kämpfe für eine Um- 
wälzung nicht umsonst. 

Die Guerilla hat die Wirklichkeit in der 
BRD entscheidend mit geprägt. Sie hatte ei- 
ne starke Wirkung auf die gesamte Linke. Es 
gab natürlich Distanzierungen bis hin zum 
Verrat, aber auch und das ist wichtiger: viele 
legale Gruppen bezogen sich auf die Analyse 
und Strategie der RAR In der internationali- 
stischen Arbeit, i in den Kämpfen gegen im- 
perialistischen Krieg, gegen die Nato. 

In der Zeit gab es viel Kritik an der Fixie- 
rung auf die Militärstruktur. Davon war eini- 
ges berechtigt, 

aber die Wirklichkeit jetzt hat unsere Vor- 
stellungen von damals weit überholt: 

die Annexion der DDR, der Zusammen- 
bruch der sozialistischen Staaten, Bundes- 
wehrsoldaten in Kambodscha, Somalia, Ju- 
soslawien und Georgien, ein General als In- 
nensenator von Berlin ... 

Angesichts der'Iriumphe des Kapitals stellt 
sich die Frage: Warum werden die Gefange- 
nen weiter gequält, obwohl dieser Befrei- 
ungsprozeb abgeschlossen zu sein scheint. 

Es ging dem Staat von Anfang an darum, 
die Gefangenen nicht nur einzusperren, son- 
dern sie durch spezielle Methoden zu bre- 
chen. Diese Folter — seit 25 Jahren in Varia- 
tionen praktiziert — hat Spuren hinterlassen. 
Sie hat Spuren hinterlassen, aber sie ist nicht 
vollständig durchgekommen. Sie hat ihr Ziel 
nicht erreicht, denn es ihnen nicht gelungen, 
alle zu brechen und damit jede Spur dieser 
Politik auszulöschen. 

Langandauernde, z.'I internationale Mo- 


bilisierung für die Freiheit der Gefangenen 
erkämpfte die Entlassungen zuerst von Gün- 
ter Sonnenberg 1992 bis jetzt im Mai die von 
Hanna Krabbe. 

Das Vernichtungsinteresse des Staates kon- 
zentriert sich auf die, die jetzt noch drin sind. 
Die beabsichtigte Zementierung endloser 
Haft durch die inszenierten Kronzeugen-Pro- 
zesse, die fortgesetzte gesundheitliche Zer- 
störung der Gefangenen zeigen das deutlich. 

Was könnte das Interesse der Bundesan- 
waltschaft daran sein?“ So ist eine Frage in 
dem Interview mit Helmut Pohl, Gefangener 
aus der RAF in den frühen 70er und danach 
seit 54. 

Er sagt: „Ihr ist v a. wichtig, die politische 
Feinderklärung fortwirken zu lassen, und sie 
will offensichtlich auf keinen Fall den politi- 
schen Prozeß zulassen, den wir anstreben. 

Die RAF-Politik soll mit einer Abrechnung 
beendet werden, die sich natürlich auch an 
Personen festmacht, und eben nicht in einem 
politischen Prozeß münden, und das hat 
nicht nur mit der RAF zu tun, sondern zeigt 
insgesamt, wie die Gesellschaft nach Vor- 
stellung von BKA und Bundesanwaltschaft 
funktionieren soll .. 

Diese gesellsch: aftliche Bedeutung hat 
auch Sieglinde Hofmann in dem en 
senprozeß gegen sie dargestellt: Als Warnung 
und Abschreckung gegen eine neue Genera- 
tionen des Aufbruchs und um Untertanen zu 
produzieren. Denn mehr denn je braucht das 
kapitalistische imperiale System eine Mi- 
schung aus Egoismus, G Jleichgi ültigkeit, Mit- 
läufertum, Entpolitisierung iereits und 
reaktionäre, le ATEEN Cli- 
quen — etablierte Cliquen — andererseits als 
vorherrschenden gesellschaftlichen Main- 
stream. 

Weil es immer umfassender, grenzenloser 
und aggressiver weltweit und im Inneren der 
Metropolen agiert, die Anzahlder Menschen, 
die ausgegrenzt sind und werden, deren Le- 
ben nichts zählt, deren Lebenschancen im- 
mer geringer werden, die auf ewig an der Ar- 
mutsgrenze geha lten werden sollen, wächst 
im’lrikont undin den Metropolen relativg glei- 
chermaßen. Und das soll alles als Normalität 
gefressen werden ...“ 

Wir reden hier, weil wir diese Normalität 
nicht akzeptieren. Wenn wir das nicht schaf- 
fen, dagegen solidarische Beziehungen aut- 
zubauen, werden wir kaputtgehen. 

Die Bewegungen jetzt gegen Faschismus 
und Krieg brauchen ein Bewußtsein über ih- 
re Vergangenheit und Ursprünge. Sonst ha- 
ben sie auch keine Zukunft. 

Wir fordern euch deshalb auf, euch an den 
Initiativen für die Freiheit der politischen Ge- 
fangenen zu beteiligen. (...) 

Die Menschenwürde behaupten - die Fol- 
ter besiegen 

Freiheit für alle politischen Gefangenen 
Freunde und Freundinnen der politischen Gefan- 


genen in der BRD - Berlin, 3.6.96 (gekürzt) 


A s a 23 re a boa aaa EEE Em OTE TE 


Benjamin Ramos 
Vega am 5.6. 
ausgeliefert 


Auszüge aus einer Presseerklärung der „Ro- 
ten Hilfe Berlin“ vom 5. Juni: 

„Heute, Mittwoch, den 5. Juni, wurde Ben- 
jamin Ramos Vega um 13.05 Uhr über den 
Flughafen Berlin-legel an Spanien ausge- 
liefert. Ramos Vega wird noch heute der Au- 
diencia Nacional vorgeführt. Die Verteidi- 
serin Schlangenhauf konnte durchsetzen, 
Ramos Vega beim Flug zu begleiten. 

Die Auslieferung wurde in einer Blitzak- 
tion durchgeführt, nachdem das Bundes- 
verfassungsgericht (BVG) die Verfassungs- 
klage von Ramos Vega abgewiesen hat. 
Nicht einmal seiner Ehefrau wurde noch die 
Gelegenheit gegeben, sich zu verabschie- 
den. 

Kern der Verfassungsklage war das Ver- 
wertungsverbot der durch Folter erlangten 

Kirkenntnisse. In ihrer Entscheidung ging 
die dritte Kammer des BVG davon aus, daß 
segen den Belastungszeugen von Ramos Ve- 
ga Folter angewandt wurde, dennoch wur- 
de das Verwertungsverbot von indirckter 
Folter nicht als Auslieferungshindernis an- 
erkannt. Diese Entscheidung nannte Ver- 
teidiger Becker ‚feige und grundrechts- 
feindlich’. 

Die Entscheidung des BVG ging erst ge- 
stern, Dienstag, 4. Juni 1996, per P ost bei 
den Amane ein, obwohl sie bereits 
vom 29.5.96 datierte. ... Keine 24 Stunden, 
nachdem die Entscheidung zugestellt wur- 
de, ist Ramos Vega nun ausgeliefert. Damit 
ist offensichtlich, daß die Bundesregierung 
bereits vorab über die Entscheidung infor- 
miert wurde, damit sie die Auslieferung or- 
ganisieren konnte. Die Verteidigung wurde 
hingegen hingehalten und ihr in skandalö- 
ser Form jede Möglichkeit genommen, ge- 
gen die Auslieferung vorzugehen. Das Asy- 
lverfahren von Ramos Vega war noch nicht 
abgeschlossen. Die Verteidigung war ... da- 
bei, eine Klage bei der europäischen Men- 
schenrechtskommission einzulegen, meh- 
rere Abgeordnete des Bundestages hatten 
bereits eine Petition gegen die Abschiebung 
vorbereitet, mit der der Bundesjustizmini- 
ster aufgefordert werden le aus politi- 
schen Gründen einer Auslieferungnicht zu- 
zustimmen.“ 


Interview mit der RA Petra Schlagenhauf 
„Wie ein 
verschnürtes Paket“ 


Sie haben Benjamin Ramos Vega bei seiner 
Auslieferung nach Spanien begleitet. Wie 
war die Reise? 

Es fing damit an, daß ich von dem Abflug 
nur zufällig erfahren habe. Von den deut- 


LH DBEHOICCH WUIUE ICH CACHI. 
Im Flugzeug fand ich meinen Mandanten 
im hinteren "Teil der Maschine. Die ganzen 
letzten Reihen waren frei, nur besetzt mit 
einigen spanischen Polizeibeamten. Mein 
Mandant sah aus wie ein verschnürtes 
ket. Er hatte eine Gesichtsmaske auf, an- 
geblich ein „Spuckschutz“ wegen seiner 
HIV-Infektion. Er war mit den Händen auf 
dem Rücken gefesselt, sehr unbequem mit 
einer Plastikfesselung. Ich habe, schon be- 
vor das Flugzeugabhob, gefordert, daß man 
diese völlig unsinnige Maske abnimmt und 
auch die Fesselung. Die Maske mußte er je- 
doch bis Madrid aufbehalten. Auf mein 
Drängen versuchten die spanischen Beam- 
ten nach dem Start, die Plastikfessel abzu- 
nehmen. Das gestaltete sich äußerst schwie- 
rig. Denn es ist eine Fessel, die zwar ein- 
schnappt, aber dann nicht wieder geöffnet 
werden kann. Man muß sie durchschnei- 
den. Im ganzen Flugzeug war kein geeigne- 
tes Instrument vorhanden. Schließlich hat 
cin Beamter damit mindestens 20 Minuten 
verbracht, mit einem Besteckmesser von 
Iberia diese Fessel durchzuschneiden. 
Was ist mit Ramos Vega in Madrid passiert? 
lr wurde in das berüc htigte Gefängnis Ca- 
rabanchel gebracht. Am Donner stag wurde 
er dem Richter vorgeführt, der auch den 
Auslieferungsantrag veranlaßt hat. Er ist für 
das Verfahren zuständig. Mein Mandant 
wurde gefragt, ob er Aussagen machen will. 
Er hat ausges agt, daß er weder Eta-Mitglied 
ist noch die Fta unterstützt hat. Fr hat sich 
weiter zu den konkreten Vorwürfen nur in 
geringem Umfang geäußert. 
Wie geht es ihm gesundheitlich? 
Er wurde von einem spanischen Gerichts- 
arzt untersucht, der Hautabschürfungen an 
Hand und Schulter festgestellt hat, die of- 
fensichtlich von dem 'Iransport stammen, 
insbesondere von dieser Fesselung, Der Arzt 


Bessere Bedingun- 
sen für Ivan Jelinic 


„Ich wurde am Donnerstag, den 30. Mai, 


Ä ne Hannover gebracht und bin hier in 


der 5. Station. 
Jetzt könnte ich hier ein paar Briefmar- 
ken gebrauchen, ist hier unbegrenzt. 
Beste Grüße an alle. 
Ivan 
War ein guter Kampf. Merey!“ 


Seine neue Adresse: Schulenburger Land- 


str. 145, 30165 Hannover 


Wie wir berichteten, war Ivan für seine 
Verlegung in den Regelvollzug 44 lage in 
einem Wasser- und Brotstreik. Aber die 
einzigen /ugeständnisse waren „die Be- 
nutzung einer I'V-Glotze 3mal die Woche 

oc j 7o . D 
ca. 3 Stunden zur Kinderzeit und 2mal die 
Woche Tischtennis mit einem Gefange- 


Hal VEI ALLAHLA) ANAL OD Yoga AULE INi dtl- 
kenstation des Gefängnisses verlegt wird. 
Ist schon ein P rozehtermin i im. Ausniehr? 
Nein, aber es kann sein, daß noch dieses Jahı 
verhandelt wird. 
Gibt es in Spanien ein öffentliches Interesse 
an dem Fall? 
Ja, der Fall hat eine wahnsinnig große Me- 

dienöftentlichkeit erfahren. Über die Aus- 
lieferung haben sämtliche Zeitungen be- 
richtet und alle Nachrichtensendungen. 
Hilft oder schadet das Ihrem Mandanten? 
Das kann man schlecht einschätzen. Die 
Tendenz in der in Spanien veröffentlichten 
Meinungist natürlich: Endlich ist er da, und 
endlich hat Deutschland akzeptiert, daß wir 
hier berechtigt sind, das Verfahren durch- 
zuführen gegen Herrn Ramos Vega. Ich 
glaube, daß der größte Schutz für ihn ist, 
daß es eine internationale Öffentlichkeit 
gibt, und ich habe auch den Findruck ge- 
wonnen, daß sich die spanischen Behörden 
jetzt bemühen, möglichst keine Fehler zu 
machen. 

Die Auslieferung kam ja unerwartet plötz- 
lich. Was ist mit dem Asylverfahren? 

Das ist nicht abgeschlossen. Ganz im Ge- 
senteil. Der Vorsitzende Richter hat aus- 
drücklich gesagt, dab die Informationen, die 
das Königreich Spanien gegeben hat, offen- 
sichtlich doch mit der Wirklichkeit nicht 
ganz übereinstimmen. Das ergebe sich aus 
dem Bericht des Europäischen Komitees ge- 
gen Folter, der leider erst im März 1996 ver- 
öffentlicht wurde, weilihn die spanische Re- 
gierung bis dahin unter Verschluß gehalten 
hat. Aus dem ergibt sich, daß in der Guar- 
dia Civilsystematisch gefoltert wird, daß die 
spanische Rechtslage eine Sache ist und die 
spanische Realität eine andere. Mit der Aus- 
lieferung sind im Asylverfahren natürlich 
vollendete Tatsachen geschaffen worden. 
(Aus: junge Welt, 8./9. Juni) 


nen im separaten Hof mit zwei Bewachern. 
Also kein Regelvollzug und keine Zwi- | 
schenmenschlichkeit im täglichen Leben, 
das heißt weiter Hochsicherheitstrakt.“ 

Deshalb war Ivan am 9.4. in den Hun- 
serstreik getreten, und nach dem sich 
nichts bewegt hatte, ging er am 1.5. in den 
Durststreik. Er wurde ins Knastkranken- 
haus verlegt und bekam dort Infusionen. 
Am 13.5. ike er nach Straubing zurück- 
verlegt und setzt dort seinen Dunistreik 
fort. | 

Wir denken, daß Solidarität von einigen | 
dazu beigetragen hat, daß sich Ivans Be- 
dingungen verbessert haben: 

So erhielt er trotz der Zensur Post, es 
wurden Offene Briefe an den Konsileitet | 
der JVA Straubing und den bayerischen Ju- | 
stizminister Leeb verfaßt, es gab einen Ra- | 
diobeitrag in Radio Z aus Nürnberg, ein 
Flugblatt zu Ivan wurde auf der Demon- 
stration gegen den Abschiebeknast Büren 
verfaßt ... 

(Red.) 


Interview von Radio Dreyeckland mit dem Angehörigen Info zur aktuellen Verfolgungswelle 
„... da brauchen die Herrschenden einen Paragra- 


phen, mit dem sie Kritiker verfolgen können“ 


Finleitung Radio Dreyeckland:: 

Das Angehörigen Info ist eine Zeitung, die 
von den Ängehörigen und den Freundinnen 
und Freunden der politischen Gefangenen 
seit dem Hungerstreik der Gefangenen aus 
der RAF und anderen Gruppen 1989 her- 
ausgegeben wird und mittlerweile einmal 
im Monat erscheint. Es ist eine der ganz we- 
nigen Publikationen in der BRD, in der re- 

selmäßig über die Situation der politischen 
Gefangenen i in der BRD und über die Re- 

pression des Staates gegen den linksradika- 
len Widerstand berichtet wird. Dabei sollen 
mit der Dokumentation von Erklärungen, 
Redebeiträgen, Aufrufen etc. den staatli- 
chen Lügen und Verdrehungen authenti- 
sche Berichte von den I Iaftbedingun gen, zu 
staatlichen Repressionsmaßnahmen und 
dem Widerstand dagegen entgegengesetzt 
werden. 

Diese Zeitung ist in der Vergangenheit 
immer wieder von eben dieser staatlichen 
Repression heimgesucht worden. Im Ver- 
fahren gegen das Info Nr. 168 von Anfang 
Juni 1995 hat nun das Amtsgericht Ham- 
burg die presserechtlich verantwortliche Re- 
dakteurin in erster Instanz von dem Vorwurf 
der Staatsverleumdung freigesprochen. An- 
laß für dieses Verfahren waren u.a. Re- 
debeiträge von Gisela Dutzi vor dem Knast 
in Frankfurt-Preungesheim und der Grup- 
pe jarama! in Mainz, bei denen es um die 
Kontinuität staatlicher Verfolgung nach 
1945 ging, die sich vor allem in dem Ziel der 
Zerschlagung jeglichen Widerstands zeigt. 
Gegen diesen Freispruch hatte die Staats- 
anwaltschaft sofort Berufung eingelegt. Das 
Urteil ist also noch nicht rechtskräftig, 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg hat auf 
Veranlassung der Generalbundesanwalt- 
schaft in Karlsruhe Frmittlungsverfahren 
gegen drei weitere Ausgaben des Angehöri- 
gen Infos eingeleitet. Über diese Verlihreni 
und die politische Finschätzung des Vorge- 
hens der politischen Justiz gegen das An- 
gehörigen Info sprachen wir mit Christiane 
Sel neider. Sie it langjährige Mitarbeiterin 
des Angehörigen Infos und als presserecht- 
lich Verantwortliche in den Verfahren An- 
seklagte bzw. Beschuldigte. 

Auf die Frage, wie sie den Ausgang des Ver- 
fahrens einschätzt, sagte sie: 

„Das war ein sehr wichtiges Urteil, es ist aber 
noch nicht rechtskräftig. Der Staatsanwalt, 

der 90 "Iagessätze zu 70 DM gefordert hat- 
te, was eine relativ hohe Forderung gewesen 
ist, hat Berufung cingelest. "Irotzdem be- 

trachte ich das erst mal als einen sehr wich- 
tigen Erfolg. Die Richterin hat im wesent- 
lichen zwei Gründe an geführt, warum sie 
uns fr eispricht. Sie war übrigens keineswegs 
links, sie war sogar der Überzeugung, daß 
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teilweise die Bundesrepublik Deutschland 
auch wirklich beleidigt wird. Sie hat aber ein 
wichtiges Argument angeführt, daß näm- 
lich nicht die verfassungsmäßige Ordnung 
der Bundesrepublik Deutschland angegrit- 
fen wird, sondern die Verfassungswirklich- 
keit, und daß das deshalb nicht den 
Straftatbestand nach § 90a erfüllt. Und das 
zweite Argument, das ich schr zweischnei- 
dig finde, ist, daß eine Zeitschrift wie das 
Angehörigen Info die Bundesrepublik 
Deutschland gar nicht beleidigen könne. 
Das waren erst mal ihre Gründe, aber daß 
ich freigesprochen wurde, ist wichtig, weil 
das Verfahren wie alle anderen bisher von 
der Bundesanwaltschaft eingeleitet worden 
ist, die ein großes Interesse hat, daß das In- 
fo bestraft wird. 


Neben diesem Verfahren laufen ja noch 3 an- 
dere Ivrmittlungsverfahren gegen das Ange- 
hörigen Info. Was wird euch da vorgeworfen? 
Das sind alles Verfahren nach § 90a, also das 
sind jetzt, glaub ich, die Verfahren Nr. 18, 
19, 20 und 21 gegen das Angehörigen Info. 
Diese vier Verfahren, die jetzt gleichzeitig 


laufen, erheben alle den Vorwurf der Staats- 
verleumdung, also der Beschimpfung der 
Bundesrepublik Deutschland. Jetzt muß 
man sagen, daß dieser Beschimpfungspara- 
staph, dieser Staatsverleumdungspara- 
sraph ein unsäglicher Paragraph ist, aber 

selbst dieser Paragr aph wird hier überstra- 
paziert, so weit ausgec ddot wie es nicht mal 
dieser Paragraph ertragen kann. Die Vor- 
würfe sind unterschiedlich. In zwei dieser 
Verfahren werden wir wegen Bad Kleinen 
verfolgt; dort hat die Bundesanwaltschaft 
das Verfahren eingeleitet, weil davon ge- 
sprochen wird, dal Wolfgang Grams in Bad 
Kleinen ermordet worden sei. Im dritten 
Verfahren geht es um insgesamt fünf Sätze 
im Angehörigen Info. Fin Satz 7.B. aus einer 

darin dokumentierten Rede, die auf einer 
Kundgebung vor der Außenstelle des Bun- 
desjustizministeriums in Berlin gehalten 
wurde, lautet: „In Ihre Verantwortung fällt 

dabei auch, daß sie gezielt die Kr ankheit von 
Gefangenen zu ihrer beabsichtigten Zer- 
störung einsetzen.“ Daran sieht man, daß es 

eigentlich eine solch lächerliche Sache ist, 
daß hier der § 90a bemüht wird, daß man 
sich schon fragen muß, was eigentlich da- 
hintersteckt. 


Du sagtest, das sei mittlerweile das 21. Ver- 
jahren gegen das Angehörigen Info. Wie 
schätzt du die Funktion des Paragraphen Wa 
in diesem Zusammenhang ein? 

Der § 90 hat eine ziemlich unangenehme 
Geschichte, er ist ja auch im Faschismus 
verwendet worden, um politische Gegner 
mundtot zu machen — und vielleicht nicht 
nur mundtot. Er wird jetzt gerade gegen das 
Angehörigen Info schr häufig angewandt. 
Wir sind bisher in allen bis auf zwei Ver- 
fahren freigesprochen worden, oder die Ver- 
fahren sind eingestellt worden, trotzdem 
fällt ja diese Häufung der Verfahren im Mo- 
ment auf. Vier gleichzeitig hatten wir noch 
nie, und ich glaube schon, daß die Bundes- 
anwaltschaft, die dahintersteckt, im Mo- 
ment versucht, die Rechtsprechung zu ver- 
schieben, den $ 90a, der seit den 60er Jah- 
ren keine sehr große Rolle in der Bundesre- 
publik Deutschland mehr gespielt hat, wie- 
der zu einem scharfen Instrument zu ma- 
chen, um den Spielraum für Kritik insge- 
samt einzuengen. 

Ich kann das an den Verfahren verdeutli- 
chen. Es herrscht in der Öffentlichkeit im 
Moment der Eindruck vor, daß jetzt nach 
und nach alle Gefangenen aus der RAF al- 
le rauskommen. Das ist aber überhaupt 
nicht der Fall, und es wird um jeden einzel- 
nen Gefangenen gekämpft werden müssen, 
damit er rauskommt. Das Angehörigen Info 
leistet dabei eine sehr wichtige Funktion, 


HAUCH (an CS WCS LIALLDEKUHZULNSEH, 
diese Verfolgungswut, diese Rachsucht bei 
der Justiz gegenüber diesen Gefangenen 
kritisiert, und die Bundesanwaltschaft 
strebt danach, diese Kritik zum Schweigen 
zu bringen. Deshalb die Häufung, denn es 
ist völlig klar: Wird man jetzt viermal ver- 
urteilt, wird es das Angehörigen Info schwer 
haben. 

Ich glaube aber, daß es nicht nur um das 
Angehörigen Info und um die Kritik in die- 
ser Sache, also in der Frage der Behandlung 
der politischen Gefangenen durch Justiz 
und Politik geht, sondern dab es allgemein 
darum geht, den §90, diesen Staatsver- 
leumdungs-, diesen Majestätsbeleidi- 
sungsparagraphen wieder zu stärken. Denn 
wenn man daran denkt, wie die außenpoli- 
tische Lage ist, wie die Bundesrepublik 
Deutschland an dem Krieg gegen die Kur- 
den beteiligt ist, wie sie in der Nato-Oster- 
weiterung tätig ist, wie sie in Jugoslawien 
mitmischt, wie sie z.B. diesen Streit mit 
dem Nachbarstaat "Ischechische Republik 
vom Zaun gebrochen hat — da kann man 
sagen, daß sich hier ein neues düsteres Ka- 
pitel von Außenpolitik entwickelt, da brau- 
chen die Herrschenden einen Par: aoraphen, 
mit dem sie Kritiker verfolgen können. Ich 
glaube, das steckt dahinter, und ich glaube, 
das geht viele Leute an. 


Kommentar Radio Dreyeckland 
Der $ 90a wurde und wird vor allem an gc- 
wendet im Zusammenhang mit den bis 
heute nicht geklärten Ereignissen um den 
Tod von Ulrike Meinhof, Andreas Baader, 
Gudrun Ensslin, Jan-Carl Raspe und eini- 
gen anderen politischen Gefangenen und 
zuletzt der Festnahmeaktion in Bad Klei- 
nen, bei der Wolfgang Grams erschossen 
wurde. In all diesen Fällen wird das Dar- 
stellen dieser Vorfälle als staatlicher Mord 
mit Kriminalisierung bedroht. An der Kri- 
minalisierung des Angehörigen Infos wird 
die Strategie der po litischen Justiz offen- 
sichtlich. Bei diesem Prozeß wie auch bei 
den Ermittlungsverfahren wurde und wird 
eine Redakteurin wegen des Abdrucks von 
Redebeiträgen und Erklärungen verfolgt, 
diesonst in keinen Medien auftauchen. Die 
staatliche Verfolgung und Kriminalisierung 
von linksradikalen Publikationen, die z.B. 
auch an den Verhaftungen und Razzien im 
Zusammenhang mit der Untergrundzei- 
tung radikal deutlich wurde, soll damit vor 
allem einem Ziel dienen : Diese Zeitungen 
sollen durch die Kriminalisierung zersehla- 
gen werden, so daß die politischen Inhalte, 
die sonst in den bürgerlichen Medien un- 
terdrückt, verschwiegen oder verfälscht 
werden, nirgendwo mehr auftauchen. Dar- 
über hinaus soll die Funktion dieser Zei- 
tungen als Diskussionsforum für linksradi- 
kale Politik angegriffen werden. Diese wich- 
tigen Funktionen, die linksradikale Zeitun- 
sen für die Weiterentwicklung und Ver- 
breitung politischer Inhalte haben, unter- 
streichen die Notwendigkeit, sich mit den 
Betroffenen zu solidarisieren. 
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Auftakt des § 129a-Prozesses 
gegen Ursula Quack 


Zum Beginn des $ 129a-Prozesses gegen 
Ursula Quack vor dem Oberlandesgericht 
in Koblenz am 30. Mai 1996 erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der PDS-Bun- 
destagsgruppe, Ulla Jelpke: 


„Ursula Quack steht in Koblenz wegen mut- 
maßlicher Unterstützung der „Roten Ar- 
mee Fraktion“ (RAF) vor Gericht. Die Bun- 
desanwaltschaft (BAW) wirft ihr vor, 
-- in einer Saarbrücker Stadtteilzeitung 
— bei der antirassistischen Aktion „Gelber 
Punkt“ („Ich helfe bei rassistischen Uber- 
fällen“) 

beim antifaschistischen Notruftelefon 
Saarbrücken 
— sowie 1991 bei einem Bündnis gegen den 
Goltkrieg 
mitgewirkt zu haben. 

Dies bringt die BAW in Verbindung mit 
derja hrelang gen Betreuung von Gefangenen 
aus der RAF durch Ursula Quack und ihrem 
Engagement für deren F reilassung bzw. Zu- 
sammenlegung. 

Erst durch die Anklageschrift der BAW 
wird aus an sich straflosen Verhaltensweisen 
ein  „lLerroristen-Prozeß“ geschmiedet. 
Durch die o. g. Tätigkeiten soll Ursula 
Quack nämlich das ominöse RAF- Konzept 
einer sog. „Gegenmacht von unten“ geför- 
dert, den Zusammenhalt der RAF gefestigt, 
deren Aktionsradius erweitert e sich so 
nach § 129a StGB strafbar gemacht haben. 

Dieses bislang unbekannte RAF-Konzept 
einer „Gegenmacht von unten“ soll angeb- 
lich dazu dienen, Personen aus dem auto- 
nomen Spektrum in einen Organisations- 
prozeß der RAF einzubinden. Diese Idee 
spukt allerdings bislang allein in den Köp- 
fen der anklageführenden BAW. 

Die Logik der Anklagekonstruktion liegt 
darin, die antifaschistischen und antimili- 
taristischen Aktivitäten von Ursula Quack 
als Unterstützung der RAF zu kriminalisie- 
ren. Sollten die Koblenzer Staatsschutz- 
richter dieser Logikder BAW folgen, so wür- 

den Personen, die sich wie Ursula Quack für 
die legitimen und straflosen Ziele wie Frei- 
lassung von politischen Gefangenen einset- 
zen, unter eine beängstigende Form politi- 
scher Quarantäne gestellt: Jegliches politi- 
sches Engagement Ioane iren als Unter- 
stützungshandlung zugunsten der RAF aus- 
gelegt und ihr Handeln zu einem mit Frei- 
heitsstrafe bewehrten Tun hochstilisiert 
werden. 

Der Prozeß gegen Ursula Quack verdient 
aber auch noch aus einem anderen Grund 
Beachtung: 

1992 wurden bei dem in Bad Kleinen fest- 
senommenen RAF-Mitglied Birgit Hoge- 

feld Briefe und Zeitungsausschnitte be- 


schlagnahmt. Diese ordnet die BAW in ih- 
rer Anklageschrift Ursula Quack zu. 

Die Eröffnung der Hauptverhandlung ge- 
gen Ursula Quack mußte unlängst vom 
OLG Koblenz um mehrere Wochen VeT- 
schoben werden, nachdem das Schreiben ei- 
nes Auswerters bei Bundeskriminalamt be- 
kanntgeworden war. Darin bezichtigt der — 
mit der kriminaltechnischen Auswertung 
der Bad-Kleinen-Aktion betraute -BKA-Be- 
amte seine Kollegen der Strafvereitelung im 
Amt. So soll das BKA systematisch u. a. Ur- 
sula Quack entlastendes Beweismaterialun- 
terdrückt haben. Der BKA-Beamte stellte 
im Februar diesen Jahres entsprechende 
Strafanzeige gegen seine Kollegen und wird 
nun vor dem Koblenzer Gericht gehört wer- 
den müssen. 

Bis heute ist die tödlich verlaufene Bad- 
Kleinen-Aktion der deutschen Sicherheits- 
behörden weiterhin unaufgeklärt. In dem 
Strafverfahren gegen Birgit Hogefeld, wie 
auch in dem Klageerzwingungsverfahren 
der Eltern von Wolfgang Grams und dem 
Eiertanz um die Vernehmungsfähigkeit des 
Verfassungsschutzspitzels Klaus Steinmetz 
lassen BKA, BAW und die Verfassungs- 
schutzämter nichts unversucht, eine Auf- 
klärung der tödlichen Ereignisse zu verhin- 
dern. 

Ursula Quack soll innerhalb dieses Ber- 
muda-Dreiecks für straflose politische Akti- 
vitäten kriminalisiert und gesellschaftlich 
stigmatisiert werden. 

Dieses 'Ireiben faktisch keiner demokrati- 
schen Kontrolle mehr unterworfenen Anti- 
lerrorismus-Behörden sollte sich die demo- 
kratische Öffentlichkeit nicht bieten las- 
sen. 


OLG Koblenz 
Zum bisherigen 
Verlauf des Prozesses 


Daß dem Vorsitzenden Richter des Staats- 
schutzsenats am OLG Koblenz, von Tz- 
schoppe, an einem schnellen und reibungs- 
losen Ablauf der Verhandlung gelegen ist, 
wurde schon von Anfang an überdeutlich. 
Die Ausweise aller ProzeßbesucherInnen 
wurden einbehalten, alle Prozeßbesuche- 
rinnen wurden einzeln durchsucht und ab- 
setastet, ihre Personalien wurden in Listen 
aufgenommen. Die eingesetzte Polizei - in 
Kami fanzügen, Helme, "Knüppel und Schil- 
der eriffbereit - signalisierte eindeutig, dab 
sie jederzeit bereit ist loszuknüppeln, um für 
Ruhe und Ordnung im Gerichtsgebäude zu 
Sorgen. 

Ahnlich lief es auf der Demonstration 
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nach dem 1. Verhandlungstag durch Ko- 
blenz. Jeder Versuch, den Anlaß und die Zie- 
le der Demonstration über Parolen und 
Transparente hinaus öffentlich zu vermit- 
teln, wurde behindert. Die Koblenzer Poli- 
zei war gerüstet, mit großem Aufgebot das 
Mitführen des TLautsprecherwagens gewalt- 
sam zu unterbinden. Selbst das Flugblatt- 
verteilen an PassantInnen wurde massiv be- 
hindert. 

Trotzdem war die Demo ein kleiner poli- 
tischer Erfolg. Ca. 150 Leute beteiligten 
sich an dem lautstarken, kämpferischen 
Zug durch die Koblenzer Innenstadt, woan 
verschiedenen Kundgebungsorten Re- 
debeiträge des Komitees, der Autonomen 
Antifa Bonn/Rhein-Sieg, der Autonomen 
Antifa (M) Göttingen, der Infostelle Kurdi- 
stan Bonn und eine Kurzinformation zu 
/euglInnenvorladungen und Beugehaft ge- 
gen BewohnerInnen der Fritzlarer Straße 
Frankfurt vorgetragen wurden. 

Von Tzschoppe schien es angesichts sel- 
ner bewaffneten Helfer im Rücken ein 
Leichtes zu sein, im Gerichtssaal selbst den 
moderaten, verständnisvollen Richter zu 
mimen. Daß es ihm allerdings nicht so ganz 
widerspruchs- und reibungslos gelingt, 
dafür sorgte das Verhalten der Prozeßbetei- 
listen auf unserer Seite inklusive Besuche- 
rinnen. Seine Drohung, den Saal räumen zu 
lassen, falls nicht alle Anwesenden bei Er- 
scheinen der Richter aufstehen, setzte er 
weder am 1. noch am 2. Prozeßtag um. Bei- 
fall und Zustimmung der Prozeßbesuche- 
Innen - so z.B. nach dem Einstellungsan- 
trag gleich zu Beginn des Prozesses und ei- 
ner ersten Prozeßerklärung von Ursel am 
3.6.96 zur politischen Einordnung des Pro- 
zesses vor dem Hintergrund Bad Kleinen 
und der staatlichen reaktiönären Abwick- 
lung- ließ er schweigend über sich ergehen, 
drohte jedoch mit Saalräumung, als nach 
dem Einstellungsantrag zweimal die Parole: 
„Koblenz, Lüneburg, überall — den 129a 
bringen wir zu Fall“ gerufen wurde. 

Die Bundesanwaltschaft, während der Er- 
mittlungen durch Staatsanwalt Philipps 
vertreten, bot überraschend die zusätzliche 
Besetzung durch Oberstaatsanwalt Gries- 
baum auf. Das zeigt, wie wichtig es ihnen 
ist, ihre Anklagekonstruktion, die: an der Be- 
wertungund I inordn ung des Briefes hängt, 
der im Rucksack von Birgit Hogefeld ge- 
funden und Ursel zugeordnet wird, auf Bie- 
sen und Brechen dure hzu- 
bringen. 

Der bisherige Prozeßver- 
lauf zeigte weiterhin, dab 
der zuständige Senat und 
die  Bundesanwaltschaft 
noch kein über gemeinsam 
geführte 129a-Prozesse ein- 
scspieltes 'Ieam sind. 
Während der Vernehmung 
des vom Dienst suspendier- 
ten BKAlers Lang, der den 
von der BAW weggebun- 
kerten Bericht zu Ursel ver- 
faßt hatte und dazu vom 
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Gericht als Zeuge geladen wurde, bemän- 
gelte Ursels Anwalt, daß die BAW den Be- 
richt noch immer nicht herbeigeschafft hat. 
Von Tzschoppe bekräftigte dies und forder- 
te die BAW auf, den Bericht bis zum 2. Pro- 
zeßtag am 3.6. beizubringen, wobei er sei- 
nen Ärger über die BAW angesichts des weg- 
gebunkerten Berichts nicht verheimlichte. 
Die Vernehmung von Lang wurde am 3.6. 
fortgesetzt. 

Inhalt seiner Aussagen, die mit dem am 
3.6. vorliegenden Bericht des Auswertungs- 
referates des BKA übereinstimmten, war 
u.a., daß die Adressaten des Ursel zugeord- 
neten Briefes nicht beweisbar sind und dab 
Ursels Aktivitäten, die von der BAW in den 
Zusammenhang der angeblichen Strategie 
der RAF „Gegenmacht von unten“ gestellt 

werden, weit im Vorfeld der RAF-Erklärun- 
sen von 1992 begonnen hätten. Daraus er- 
folgte die Bewertung, daß die vorliegenden 
Erkenntnisse nicht zur Finleitungeines Ver- 
fahrens nach § 129a ausreichen würden. 
Weiterhin bestätigte er auf Nachfrage, daß 
die BAW Einfluß auf Frmittlungs- und Aus- 
wertungsergebnisse im BKA genommen 
hat, um die von ihr gewünschten Bewer- 
tungen zu erhalten. 

Das Gericht schien von Anfang an darauf 
eingestellt, daß die tönernen Füße der An- 
klageschrift im Mittelpunkt der Erörterung 
stehen würden. Beweisanträge der Verteidi- 
gung in dieses Richtung — z.B. Zeugenver- 
nehmung von Staatsanwalt Philips, um zu 
beweisen, daß er Finfluß auf die Arbeit des 
BKAs nahm, um den Haftbefehl beim BGH 
durchzukriegen - lehnte Tzschoppe ab mit 
der Begründung, davongehe er auch aus. 
Das Gericht legte bisher den Schwerpunkt 
auf die Verlesung von längeren "Iextstellen 
aus RAF-Erklärungen seitdem Anschlagauf 
Neusel 1990, in denen sich die RAF mit 
„Neubestimmung“, „Gegenmacht“, „An- 
eisnung“ und „Diskussion“ auseinander- 
setzt, von Abschnitten aus Briefen von Ur- 
selan Manuela Happe und Rolf Heißler und 
aus der Diskussionsmitschrift von Ende 
1992, in denen Aussagen zu den gleichen in- 
haltlichen Punkten und zur RAF enthalten 
sind. 

Mit einer Anklage nach § 129ainder Hand 
ist das Gericht in der Lage, die minimalsten 
Anhaltspunkte zur Verurteilung hochzu- 
rechnen. Daß genau dies die Absicht des Se- 
nats ist - nachdem er die „tönernen Füße“ 
der Anklage aus dem Fa- 
denkreuz genommen hat -, 
liegt nach den beiden Pro- 
zeßtagen auf der Hand. 

Trotzdem: Die reaktionä- 
re politische Intention der 
Bundesanwaltschaft liegt 
offen auf dem Tisch, ihre 
Manipulation von Ermitt- 
lungsergebnissen läßt sich 
nicht mehr verleugnen. Oh- 
ne den ihrer Anklagekon- 
struktion zugrundeliegen- 
den, Ursel zugeordneten 
Brief wäre dieser Prozeß 


wohl nicht zustandegekommen. 

Für uns gilt weiterhin: Weg mit dem 
\129a-Prozeß gegen Ursel! 

Wir werden auch am 3. Prozeßtag, Don- 
nerstag, 13.6.96, für solidarische Präsenz im 
Gerichtssaal sorgen. Von Ursel wird es an 
diesem Iag eine Erklärung zur Sache geben. 

Der Vorsitzende Richter hat die BAW und 
Ursels Anwalt bereits aufgefordert, ihre Plä- 
doyers vorzubereiten. Es ist davon auszuge- 
hen, daß er weitere Beweisanträge ablehnen 
will, um den Prozeß zu Ende zu bringen. 
Komitee Solidarität heißt Widerstand, 8. Juni 1996 


Autonome Antifa (M) 
Preisverfall in 


Lüneburg 
oder 
Wie teuer ist eine kriminelle Vereinigung? 


Staatsschutzkammer Lüneburg (SSK) und 
Generalstaatsanwaltschaft Celle (GSA) ha- 
ben im Verfahren gegen die Autonome An- 
tifa (M) wegen „Bildung einer kriminellen 
Vereinigung ($129) einen neuen Vorstoß 
gegenüber den 17 Angeklagten unternom- 
men. War die vorhergehende Offerte darauf 
ausgerichtet, die Anklageschrift durch ein 
„Schuldeingeständnis“ ohne Prozeß zu be- 
stätigen, versuchen sie jetzt, mit der beste- 
henden Drohung von 131 Verhandlungsta- 
sen in der Lüneburger Reithalle den Ange- 
klagten eine Geste “der politischen Unter- 
werfung abzuringen. Die Angeklagten oder 
wahlweise die Autonome Antifa (M) sollen 
„erklären, ohne zeitliche Beschränkung für 
die Zukunft auf jegliche Or ganisation 50- 
genannter ‚Schwarzer Blöcke‘ zu verzich- 
ten“. Zudem sollen i insgesamt 51 000 DM 
an eine noch zu bestimmende gemeinnüt- 
zige Organisation gezahlt werden. Von ei- 
nem „Schuldeingeständnis“ ist im Gegen- 
satz zum ersten Entwurf plötzlich keine Re- 
de mehr. Die bislang angefallenen Anwalts- 
kosten muß die Staatskasse übernehmen. 
Fine wie auch immer geartete Erklärung 
von wem auch immer zu was auch immer 
hat keinerlei juristischen Wert, da eine Ein- 
stellung nach § 153a StPO keine Erklärung 
vorsieht. Zudem ist eine Zustimmung zur 
Einstellung nach § 153a laut BVG kein 
Schuldeingeständnis. SSK und GSA ver- 
langen demnach eine rein politische Er- 
klärung ohne rechtliche Grundlage, um 
anschließend das Verfahren nach § 153a ein- 
zustellen. Hinzu kommt, daß den meisten 
Angeklagten noch nicht einmal laut Ankla- 
geschrift der GSA die „Organisation 
schwarzer Blöcke“ angelastet wird. Wie hieß 
es doch immer in den Presseerklärungen der 
GSA: „Wir betreiben keine Politik, sondern 
verfolgen lediglich Straftaten.“ Die GSA 
ängstigt sich wohl davor, ihrer Legitimati- 
onsgrundlage für die millionenschweren 
Anti-Antifa- Ermittlungen völlig beraubt zu 
werden, und schreibt in einer neuen Fr- 
Klärung wörtlich, daß es „rechtstreuen Bür- 


gern nicht zu vermitteln“ sei, das Verfahren 
unter „kaum spürbaren Auflagen“ einzu- 
stellen. 

Die Autonome Antifa (M) wurde zwei- 
einhalb Jahre als eigenständige „terroristi- 
sche U § 129a)“, dann zweiein- 
halb Jahre lang als „ktiminelle Vereinigung 
($ 129)“ verfolgt 

Wer wie die GSA Celle erfolgreiche anti- 
faschistische Arbeit kriminalisiert, ist mit- 
verantwortlich für das Eirstarken des Neo- 
Faschismus. Die Autonome Antifa (M) 
sieht sich weiterhin der Bekämpfung der 
Wurzeln des Faschismus verpflichtet. 
Autonome Antifa (M), 10.6. (von der Redaktion 
leicht gekürzt) 


Zwischen dem 2. und 19. Juni findet im 
Rahmen Antifaschistischer Wochen in 
Göttingen eine Reihe von Veranstaltungen 
statt, nach Erscheinen dieser Zeitungnoch 
die folgenden: 
Dienstag, 18. Juni: „Radikale Ansichten, an- 
tifaschistische Aussichten und gemeinsame 
Einsichten“, mit: Beschuldigten aus dem 
Verfahren gegen die Autonome Antifa (M) 
und dem ehemals inhaftierten Werner aus 
dem Verfahren gegen die Zeitung „radikal“, 
19.00 Uhr, Universität, ZHG Raum 004, 
Platz der Göttinger 17. Antifaschistischen 
Liste 
Mittwoch, 19. Juni: Lübeck - rassistische 
Methoden in Politik und Medien - Freiheit 
für Safwan Fid!“ Mit InitiatorInnen der in- 
ternationalen Untersuchungskommission 
zu der Ereignissen in Lübeck, 19.30 Uhr, 
Theaterkeller, Geismarlandstr. 19. 


Bundesweites Antifa-Treffen 
Solidarisch gegen 
die Repression 


Das Bundesweite Antifa-Ireffen (B.A.T), 
das mit Beteiligung von ca. 40 Städten seit 
drei Jahren regelmäßig stattfindet, hat im 
Mai nachfolgend abgedruckte Solida- 
ritätsresolution (gekürzt) verabschiedet: 
„Am 14. August 1906 wird in Lüneburg der 
Prozeß gegen 17 Menschen aus Göttingen 
eröffnet. (...) 

Hier soll eine öffentlich arbeitende Grup- 
pe zu einer „kriminellen Vereinigung“ er- 
klärt werden. Die strafrechtlichen Grundla- 
sen dieses Verfahrens sind im wesentlichen 
lediglich angebliche Verstöße gegen das Ver- 
sammlungsgesetz und angeblicher Land- 
friedensbruch. Fine Verurteilung in diesem 
Verfahren würde einen deutliche Einschnitt 
in die Möglichkeiten linker € Irganisierung 
bedeuten. Mit einer Verurteilung würde ein 
Präzedenzfall geschaffen, der jederzeit auf 
andere, ähnlich arbeitende linke Gruppen 
übertragen werden könnte. 

Das Verfahren gegen die Antifa (M) ist 
Teil der Repression gegen die Linke in den 
letzten Jahren, die unter anderem dazu 
dient, die politische Arbeit lahmzulegen. 


| tung unter dem Titel: 
| „Der Kriminalisierung des antifaschisti- 
| Zum Prozeß gegen 17 AntifaschistInnen 


| gen“ 


Beispiele dafür sind: 
e die Konstruktion einer „kriminellen Ver- 
einigung“ „radikal“, 
e die mehr als 80 bundesweiten Haus- 
durchsuchungen vom 13.6.1995 (im Rah- 
men der Ermittlungsverfahren gegen die 
radikal, das KO.M.LTE.E., die ATZ und we- 
sen angeblicher Unterstützung der RAF), 
die von Innenminister Kanther selbst als 
„Präventivschlag gegen die Linke“ bezeich- 
net wurden, 

‘rmittlungsverfahren nach $129a in Pas- 
sau und Weimar, 
e die Beugehaftverfahren in Wiesbaden/- 
Frankfurt (M) 
e das Verbot der PKK und anderer kurdi- 
scher Organisationen sowie die Kriminali- 
sierungjeglichen kurdischen Widerstandes. 

Vor dem Hintergrund der forcierten (Re- 
) Militarisierung der deutschen Außenpoh- 
tik und der massiven Umv erteilung von un- 
ten nach oben läuft der Repressionsapparat 
nach innen auf vollen 'Iouren. 


Info-/Diskussionsveranstaltung 


Am 8. Juli 1996 veranstaltet der Infoladen 
Osnabrück in der Lagerhalle Osnabrück 
um 20.00 Uhr mit einem/r der Angeklag- 
ten eine Info- und Diskussionsveranstal- 


schen Widerstandes entgegentreten! 


der Autonomen Antifa (M) aus Göttin- 


Angriffe auflinke Strukturen gab es schon 
immer, einmal mehr, einmal weniger. Bei 
diesen Angriffen geht es um die Zerschla- 
sung von Strukturen, die für eine Organi- 
sierung der Linken eintreten, und um das 
Kappen linker Geschichte. Strukturen, wel- 
che linke Geschichte nicht auf den Müll- 
haufen derselben werfen, sondern diese auf- 
greifen, um daraus neue revolutionäre Poli- 
tik zu entwickeln, die weiterhin linken mi- 
litanten Widerstand thematisieren. Gegen 
diese Strukturen richtet sich die Repression 
in diesem Moment. 


Kämpfen wir dagegen an! 

Das B.A.T fordert die sofortige und be- 
dingungslose Einstellung der Verfahren ge- 
gen die Autonome Antifa (M) und die Her- 
ausgabe allen beschlagnahmten Materials! 
Das B.A.T ruft zur Teilnahme an der De- 
monstration in Göttingen zu Beginn des 
Verfahrens gegen die Autonome Antifa 
(M) auf! 

Keine Kriminalisierung des linksradikalen 
Widerstands! 

Solidarität ist eine Waffe! 

Plenum des B.A.T. im Mai 1996 


% 
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Die Wahrheit hat 


zehn Minuten 
Verspätung 


Erinnert sich noch jemand? 

Vor drei Jahren, am 27. Juni 1993, führte 

die Anti-lerror-Einheit des Bundesgrenz- 
schutzes GSG 9 auf dem Bahnhof von Bad 
Kleinen eine Verhaftungsaktion zweier 
RAF-Mitglieder durch. Möglich wurde die- 
ser Zugriff durch den Verfassungsschutz- 
Agenten Klaus Steinmetz. Nach einem 
Schußwechselkamen Wolfgang Grams und 
der GSG-9-Beamte Newrzella ums Leben. 
Birgit Hogefeld wurde bereits vor dem 
Schußwechsel überwältigt und festgenom- 
men. Mehrere ZeugInnen (einer Kioskver- 
käuferin und eines s BRA Beamten): s sagten 
aus, daß Wolfgang Grams, bereits schwer- 
verletzt auf dem Gleis liegend, von der GSG 
9 mit einem gezielten Kopfschuß hinge- 
richtet worden sei. Ein „ungeheurer“ Ver- 
dacht, der in den darauffolgenden Wochen 
zu sroßem Aufruhr in den bundesdeut- 
schen Medien führte. Die Auflösung der 
GSG 9 wurde öffentlich diskutiert. (...) 
Drei Jahre später .. 
Sämtliche Frmittlungsverfahren gegen die 
am Finsatz beteiligten GSG-9-Männer sind 
eingestellt worden. Die Kioskverkäuferin 
wurde mundtot gemacht, indem man sie für 
unglaubwürdig erklärte. Die — staatlicher- 
seits von Anfang an gewollte — Version hat 
sich (zumindest juristisch) durchgesetzt: 
Wolfgang Grams soll Newrzella erschossen 
und daraufhin Selbstmord verübt haben. 
Gegen Birgit Hogefeld läuft seit anderthalb 
faren der Prozeß u.a. wegen Mordes und 
sechsfachen Morkerenchei in Bad Kleinen. 
Die Bundesanwaltschaft stützt diese An- 
klage darauf, daß es in der RAF eine Ab- 
sprache gibt, sich in Festnahmesituationen 
durch Waffengewalt zu verteidigen. Daher 
sei Birgit Hogefeld, obwohl sie nicht ge- 
sehrisen hatte, genauso verantwortlich für 
den 'lod Newrzellas wie Wolfgang Grams. 
Das Zielder Ankläger: lebenslänglich für die 
„Pannen von Bad Kleinen“! 

Klaus Steinmetz, der nach Bad Kleinen in 
die Obhut des Verfassungsschutzes gestellt 
wurde, belastete mit seinen Aussagen meh- 
rere GenossInnen aus dem Widerstand. 
Dies führte zu verschiedenen Verfolgungs- 
maßnahmen, darunter auch zu bis zu sechs 
Monaten Beugehaft für einige Leute aus 
dem Rhein-Main-Gebiet. 

Auf nach Bad Kleinen! (...) 

Setzen wir der staatlichen Selbstmordver- 
sion die Wahrheit entgegen! Aufklärung 
der Ereignisse in Bad Kleinen! Solidarität 
mit Birgit Hogefeld und den in diesem Zu- 
sammenhang Verfolgten! 

Kommt zur Kundgebung am Bahnhof Bad 
Kleinen 


Samstag, 29. Juni 1996, 15 Uhr 
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Unzulässiger Lauschangriffauf Rechtsanwaltsbüro 


Auf das Büro der Wiesbadener Rechtsan- 
wälte Groß und Kutsch wurde mit Hilfe des 
Bundeskriminalamtes ein großangelegter 
Lauschangriff durchgeführt. 

Aufgrund eines Hinweises erhielt das be- 
troffene Rechtsanwaltsbüro bereits am 6. 
November 1995 Kenntnis davon, daß in ei- 
nem dem Anwaltsbüro gegenübergelese- 
nen Anwesen ein voll automatisierter 
Horch- und Observationsposten bestehend 
aus Richtmikrophonen, Videokamera, Fo- 
toapparat ete. durch Firmittlungsbehörden 
installiert worden war. Zum damaligen Zeit- 
punkt existierte der Lauschposten bereits 
seit mindestens 15 Monaten. Dies stützt 
sich auf Angaben des Pächters, der bei sei- 
nem Einzug im Sommer 1994 den Posten 
bereits vorfand. 

Die 'Iatsache, daß der Horch- und Obser- 
vationsposten sofort abgeräumt wurde, 

nachdem telefonisch die Presse (der Hessi- 
sche Rundfunk) über den Vorgang infor- 
miert worden war, weist darauf hin, daß zu- 
sätzlich eine direkte 'Telefonüberwachung 
stattfand. 

Recherchen in den darauffolgenden Mo- 
naten ergaben, daß das Kennzeichen des 
Fahrzeugs, mit dem die in Zivil gekleideten 
Herren die Abhör- und Observationsein- 
richtung überstürzt abtransportierten, bei 
der zuständigen Zulassungsstelle für das 
BKA reserviert ist, daß jedoch für den "lag 

des Abtransportes für das Kennzeichen kein 
Ausgabe a eingetragen war. 

Bei weiteren Nachforschungen in der Sa- 
che wurde den Unterzeichnenden zugetra- 
sen, daß auf Antrag der Bundesanwaltschaft 
der Ermittkungsrichter des BGH zunächst 
einen Beschluß nach $ 100a StPO (Über- 
wachung des l'ernmeldeverkehrs) erlassen 
hatte, dem dann ein Beschluß nach $ 100c 
StPO (Einsatz technischer Mittel) nachge- 
schoben wurde. 

Der hier praktizierte Lauschangriff wäre 
durch diese richterlichen Beschlüsse aller- 
dings keinesfalls rechtlich abgedeckt. Viel- 
mehr ist aufgrund der festgestellten Um- 
stände davon auszugehen, daß es sich vor- 
liegend um eine rechtlich unzulässige Maß- 
nahme der Ermittlungsbehörden handelt. 

Da die strafprozessual vorgeschriebene 
Benachrichtigung der Betroffenen ($ 101 
StPO) von einer solchen Maßnahme bisher 
nicht erfolgt ist, muß davon ausgegangen 
werden, dab der Lausch ıangriff in modifi- 
zierter Weise bis heute fortgesetzt wird. 

Es steht zu vermuten, daß der Hinter- 
grund dieses Vorgehens in einem engen Zu- 
sammenhang damit steht, daß das betrof- 
fene Anwaltsbüro die Iultern von Wolfgang 
Grams als Nebenkläger in dem Ermitt- 
lungsverfahren gegen unbekannte GSG-9- 
Beamte wegen des Verdachtes des Mordes 
an Wolfgang Grams vertritt. Mit Hilfe des 
Lauschangriffs konnten sich die an dem 


10 


Einsatz in Bad Kleinen unmittelbar verant- 
wortlich beteiligten Dienststellen (BKAund 
BAW) laufend über den aktuellen Eirkennt- 
nisstand der Nebenkläger und deren Akti- 
vitäten bezüglich der Aufklärung des 
tatsächlichen Geschehens informieren. Die 
in den Errmittlungsakten zu Bad Kleinen do- 
kumentierte Spuren- und Beweismittelver- 
nichtung durch Experten des BKA konnte 
somit auf bisher nicht geahnte Weise auch 
auf Ermittlungsansätze der Nebenklagebe- 
rechtigten ausgedehnt werden. 

Vor wenigen lagen wurde das Sekretariat 
des betroffenen Anwaltsbüros durch BKA 
und Bundesanwaltschaft aufgrund eines Er- 
mittlungsverfahrens gegen eine Mitarbeite- 
rin durchsucht. Fine Verbindung zwischen 
dem Ermittlungsverfahren und dem 
Lauschangriff wurde bisher von seiten der 
Behörden nicht. hergestellt. Sollte dies ge- 
schehen, ist schon heute festzustellen, daß 
ein solches Verfahren keine Rechtfertigung 
für die Durchführung des großangelegten 

Lauschangriffs auf cin Anwaltsbüro dar- 
stellt. Im Rahmen der Berufsausübung ei- 
nes Rechtsanwaltes kommt der Vertraulich- 
keit des Wortes eine außerordentliche Be- 
deutung zu. Die Gespräche mit den Man- 
danten, insbesondere zwischen Strafvertei- 
diger und Mandant, genießen einen beson- 
deren, grundgesetzlich verankerten Ver- 
trauensschutz. Der begründete Verdacht, 
daß gerade das Abhören solcher Gespräche 
Gegenständ des Lauschangriffs war, macht 
das Ausmaß der Grundrechtsverletzung be- 
sonders deutlich. 

Es ist bezeichnend, daß, während der 
„Große Lauschangriff“ im Bundestag noch 
diskutiert wird, die Ermittlungsbehörden 
ungeachtet der gesetzlichen Gr undlagen 
bereits das praktizieren, was erst den Ge- 
senstand der Beratung der gesetzgebenden 
Organe bildet. 

Der eklatante Rechtsbruch durch die be- 
teiligten „Sicherheitsorgane“ ist offenkun- 
dig, 

Wie sbaden, 29.5.1996 
And 


as G ob für RAe Groß und Kutsch 


Kurzinformation zur 
Hausdurchsuchung 


Am Dienstag, den 14. Mai 1996 von ca. 6.30 
-15.00 Uhr wurde in Wiesbaden cine 
Wohngemeinschaft und das Sekretariat ei- 
ner Anwaltskanzlei auf Anordnung des Er- 
mittlungsrichters beim BGH durchsucht. 
Bei der Durchsuchung waren Vertreter der 
BAW, unzählige Beamte des BKA Mecken- 
heim, LKA-Beamte und div Grüne anwe- 
send. Grundlage für den Durchsuchungs- 
befehl ist ein Ermittlungsverfahren von An- 
fang 1994 wegen „Mitgliedsch aft in einer 
terroristischen Vereinigung“ gegen eine der 
Bewohnerinnen. Auch die Durchsuchung 
des Sekretariats in der Anwaltskanzlei ba- 
sierte auf diesem Verfahren, konkret ging es 
darum, daß sie dort arbeitet. 

Die Begründung für die angebliche Mit- 
gliedschaft war mehr als dünn: die betref- 
fende Person wird verdächtigt aufgrund von 
Unterlagen, die bei Birgit Hogefeld in Bad 
Kleinen gefunden wurden, Kontakt zu ihr 
gehabt zu haben. Sie sei cine dieser in der 

Tegalität lebenden sog. „Nahtstellenperso- 
nen“ und habe sich in dieser Funktion für 
die RAF mitgliedschaftlich betätigt (was 
auch immer das heißen soll). 

Durchsucht wurde das gesamte Haus, d. 
i auch alle Räume der anderen Mitglieder 

der Wohngemeinschaft, wobei z. "I auch 
persönliche Gegenstände wie z. B. Briefe 
und Postkarten etc. bei den anderen Mitbe- 
wohnern beschlagnahmt wurden. Insge- 
samt wurden diverse aktuelle Flugblätter, 
Broschüren, Briefe von Gefangenen, sämt- 
liche Infomaterialien zu dem Spitzel Stein- 
metz, Infos zu aktuellen Verfahren, diverse 
Video-Kassetten und Computer-Disketten, 
Adressen und "lelefonnummern etc. be- 
schlagnahmt. Dann sind sie mit verschie- 
denen 'lextilfasern die vorhandenen Klei- 
dungsstücke durchgegangen und haben Sa- 
chen nach Farbkriterien beschlagnahmt. 

Während der Durchsuchung war das Ge- 
bäude von Polizeibeamten umstellt und der 
Zugang mit rot-weißem Band gesichert. Be- 
teiligt an der Durchsuchung des Hauses wa- 
ren ca. >0 Beamte und Beamtinnen der ver- 
schiedenen Verfolgungsorgane. Zum Ab- 
schluß wurde die Frau, gegen die das Ver- 
fahren läuft, noch mit ins Polizeipräsidium 
genommen, wo ein erfolgloser Verhörver- 
such stattfand und nach einigem Hin und 
Her auf eine erneute ED-Behandlung dann 
doch verzichtet wurde (die letzte hatte 1994 
stattgefunden). Sämtliche Bewohner der 
WG waren auch im Februar diesen Jahres 
als Zeugen im Verfahren gegen Unbekannt 
wegen Mitgliedschaft in der RAF und Her- 
beiführung einer Sprengstoffexplosion 
(konkret ging es um Weiterstadt) vom BKA 
vorgeladen worden. 


Presseerklärung 


Michael Steinau 
in Isolationshaft 


Betrifft: Frmittlungsverfahren gegen 
Michael Steinau wegen Verdachts der 
Mitgliedschaft in der ATZ 


Mein Mandant befand sich vom 19.4. 
bis 26. 4 1996 und befindet sich erneut 
seit 3.5. bis 10.5.1996 im Hungerstreik. 
Er protestiert gegen die isolierenden 
Haftbedingungen, denen er unterwor- 
fen ist. 

Michael Steinau befindet sich seit 
dem 26.2.1996 in Untersuchungshaft, 
z. Zt. in der JVA Lübeck. 

Ihm wird Mitgliedschaft in einer ter- 
roristischen Vereinigung und Mordver- 
such im Zusammenhang mit einem An- 
schlag auf das peruanische Flonorarkon- 
sulat in Düsseldorf am 23.12.1995 vor- 
geworfen, der Haftbefehl wird auf 
Flucht- und Verdunklungsgefahr ge- 
stützt. 

Die Haftbedingungen sind als „be- 
sondere Sicherungsmaßnahmen“ durch 
Haftstatut des Ermittlungsrichters am 
BGH geregelt. Mein Mandant ist in ei- 
nem besonders gesicherten Haftraum 
unterzubringen, jeder Kontakt mit an- 
deren Gefangenen auch bei den übli- 
chen Gemeinschaftsveranstaltungen 
wird ausgeschlossen. Er hat nur Einzel- 
hofgang. Besuche finden mit "Irenn- 
scheibe statt, eine Ausnahme wird le- 
diglich bei den Filtern gemacht. 

Dies bedeutet eine fast vollständige 
Isolation von der Außenwelt. 

Diese wird allenfalls durch die weite- 
ren Ermittlungen der Bundesanwalt- 
schaft durchbrochen. 

So wurden bereits im März 1996 von 
BKA-Beamten in Zusammenarbeit mit 
einem Polizeiarzt dem Mandanten Haa- 
re nicht nur abgeschnitten, sondern 
auch gegen seinen Willen ausgerissen. 
Am 30.4.1996 wurde der M fandant zu ci- 
ner Gegenüberstellung verbracht, bei 
der er die körperliche Mitwirkung ver- 
weigerte und die unter den gegebenen 
Umständen jeden kriminalistischen 
Sinn entbehrt. Er war mit Handschellen 
gefesselt, von zwei BKA-Beamten wurde 
der Oberkörper aufrecht gehalten und 
der Kopf an den Haaren nach hinten ge- 
zogen. Die Handschellen drückten der- 
art auf die Finger, daß im Daumen heu- 
tenoch ein laubheitsgefühl besteht, der 
Mandant hatte mehrere lage lang 
Nackensteife und Schmerzen in der 


Brief einer Gefangenen aus dem Gefangenenkoilektiy „Wotta Sitta” 
Gemeinsamer Kampf gegen 


einen gemeinsamen Feind 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

Wir möchten einen solidarischen Gruß an 
die Abschlußversammlung der Mobilisie- 
rung gegen das neoliberale Europa schik- 
ken, die mit den Initiativen in 'lorino im 
März begonnen hat und heute mit dem ita- 
lienischen Semester abschließt. Für uns, re- 
volutionäre Gefangene, ist das eine Mög- 
lichkeit, um anwesend zu sein und uns an 
einem Kampf zu beteiligen, der immer 
mehr Proletariern in Kuropa und auf der in- 
ternationalen Ebene gemeinsam ist. 

Der kontinentale imperialistische Inte- 
grationsprozeß, der unter dem Namen Eu- 
ropäische Union läuft, zeigt sich immer 
mehr als ein Prozeß, der jeden Proletarier in 
uropa materiell betrifft und der die politi- 
schen Eintscheidungen der einzelnen Staa- 
ten und die An arife gegen die Lebensbe- 
dingungen und die K Kampfbedingungen der 
proletarischen Klassen bestimmt, die nicht 
länger durch die sogenannten „nationalen 
Interessen“ vermittelt werden. 

Die Europäische Union stellt sich als ei- 
ne KONFLIKTBEZIEHUNG dar, die nach innen 
und nach außen verflochten ist, als der Ver- 
such einer Antwort auf die weltweite Krise 
der kapitalistischen Produktionsweise, der 
sich in der Politik des wilden Neoliberalis- 
mus verwirklicht, im Kontext der Globali- 
sierung der Produktion und der Märkte ( 
nach innen in der Gesamtheit der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik um in Überein- 
stimmung mit den vom Maastrichter Ver- 
trag vorgezeichneten Kriterien zu gelangen; 
nach außen in der Außen- und Sicherheits- 
politik, die Schritt für Schritt Europa neu- 
definiert als harten imperialistischen Kern, 
auch unter dem Aspekt der diplomatischen 
und militärischen Projektion. 

Zu diesem Abschlußzeitpunkt sind rich- 
tigerweise einige „starke“ Diskussionsthe- 
men festgestellt worden: internationale Kri- 
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Abschwören und Ablaß zahlen 
sell die Autonome Antike (MA) 


se und die Eintwicklung in „Polen“ ( USA, 
Europa, Japan); Entwicklung des Wider- 
spruchs Kapital/Arbeit im europäischen im- 
perialistischen Pol ( die europäischen pro- 
letarischen Kämpfe gegen das Maastricht- 
Europa), Kur opäische Union und Repressi- 
on der Kämpfe (vom „europäischen Rechts- 
bereich“ bis zum Schengener Abkommen 

..). In diesem „Gruß“ wird eine größere Auf- 
merksarnikeit auf den „dritten Punkt“ gelegt 
werden. 

Die Europäische Union also als eine KON- 
FLIKTBEZIEHUNG, die nach innen und außen 
verflochten ist, auf verschiedene Art und 
Weise, aber von derselben Qualität ge- 
kennzeichnet. D.h., auf der einen Seite als 
konterrevolutionäre Strategien repressiver 
und präventiver Art; auf der anderen als 
scharfe Konkurrenz, als militärische Projek- 
tion und imperialistische Herrschaftspro- 
jektion gegen die Länder des 'Irikont und 
gegen den Osten. Ein 'leil des „Dritten 
Weltkrieges“ von dem uns aus Chiapas der 
Subcomandante Marcos im Namen der 
EZLN spricht - mit einer nur scheinbaren 
Übertreibung. 

Wir möchten von präventiver Konterre- 
volution sprechen ( eine Gesamtdefinition 
für ALLE Aspekte, in denen sich die Hand- 
lungen der Staaten gegen die Klassenge- 
sensätze artikulieren) als immanente Not- 
wendigkeit des Kapitals und als Qualität ei- 
nes Angriffs der nicht nur die rein repressi- 
ven Aspekte der Kämpfe berührt, sondern 
auch und vor allem die Gesamtheit der Stra- 
tegien, die an der Klassenspaltungarbeiten, 
an der Entsolidarisierung, am Versuch der 
Enteignung sogar der Fähigkeit und Phan- 
tasie, soziale Veränderung sich vorzustellen. 

Im Prozeß der europäischen Union, der 
von einigen Lichtflecken ausgeht und des- 
sen Etappen immer enger werden, haben 
‚wir auch eine entsprechende Veränderung 


für 3,30 DA in guten Buck und Intoläcen 
vad bei Eurer Örkgrunge 
oder für S DAA in Briefmarken be; 


Rate Hile e.V., Postach 8444, 24123 Kiel 
Tal, + Faz: (0431751 At 


Kopfhaut. 
Hamburg, 9.5.1996, Rechtsanwältin Ehrhardt 
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der nationalstaatlichen Form beobachten 
können, ihrer Funktionen, ihres Verhältnis- 
ses mit der Vermittlung/Durchführung des 
Klassenwiderspruchs. Dem schrittweisen 
Kurıktionsverlust der nationalstaatlichen 
Form gegenüber der Internationalisierung 
der Kapitale und der Monopolisierung/Glo- 
balisierung von Produktionen und Märkten, 
entsprach ein Anstieg der Rolle des Staates 
im Bereich der Sicherheitspolitik, der öf- 
fentlichen Ordnung, der Prävention inner- 
halb des „europäischen Rechtsbereiches“ 
und in seiner Projektion auf Drittstaaten. 
Ein Prozeß, der vor langem begonnen hat: 
die TREVI-Gruppe, Europol und schließ- 
lich die Institutionalisierung des Rassismus 
mit Schengen und seinem Anhang an Aus- 
schluß- und Repressionsmaßnahmen. Dort 
wo die Entscheidungsprozesse in Bezug auf 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik in eine 
supranationale Sphäre übertragen werden, 
verstärkt das Aufeinanderabstimmen der 
Sicherheitspolitik die Handlungskraft der 
einzelnen Staaten in einem gemeinsamen 
Panorama. 

Dieses hat seine Krönung im Schengener 
Abkommen gefunden, das Normen und 
Kriterien setzt, wie sich die Staaten infor- 
mieren müssen, und in den konkreten Ia- 
ten dieser letzteren zur Modifizierung der 
legislativen Normen und der Voll- 

streckun ssinstrumente, und mit dem Ziel, 
in den europäischen Rahmen wieder ein- 
zutreten. Es ist die Leitlinie de Schengener 
Abkommens, die die nationalen Gesetze 
zur Einwanderung, zum Asylrecht, zur Kon- 
trolle der Grenzen neu definiert; wie auch 
die Neuorganisierung der Repressionsappa- 
rate und die Koordinierung der Polizeiap- 
parate, das Anti- Terisini in Frankreich 
‚oder in Deutschland die Aktion gegen die 
Kurden und die PKK. Oder die Sonderge- 
setzgebung in Italien, die ausgehend von 
der Antimafia ihren Schatten überallhin 
ausstreckt (und bis zur Finbeziehung der 
Armee als fast völlig stabile und auf dem 
ganzen Territorium ausgebreitete „Polizei- 
kraft“ reicht) oder, weiterhin, das schändli- 
che Anti-Einwanderungsdekret, das von der 
Regierung Dini, PDS und Lega gemeinsam 
ausgebrütet wurde. 

Die breite legislative Neubearbeitung, die 
von der Gesamtheit der westlichen eu- 
ropäischen Länder unternommen wurde, 
betrifft eine Neudefinition und Uniformie- 
rung der Gesetze für die politische und so- 
ziale Repression. Sie zielt darauf, eine Sta- 
bilisierung im Bereich der inneren Kontrol- 
le zu erreichen, sowohl auf der politischen 
Ebene wie auf der Ebene der Massen, und, 
zusammengenommen, eine Verstärkung 
seiner imper ialistischen Fe osition, ‚indem 
sie für ein US-amerikanisches Modell op- 
tiert, d.h. nationale Gesetzgebungen, die 
untereinander kompatibel sind und ange- 
paßt sind an die verschiedenen Ausgangs- 
bedingungen auf jedem 'lerritorium, eine 
Kompatibilität, die von einer obersten ge- 
meinschaftlichen Gerichtsbarkeit regiert 
und harmonisiert wird „(aus der Zeitschrift 
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Front). 

Wieder einmal spielen die Vereinigten 
Staaten das „Modell“ und den Wegbereiter 
im Kontext des hierarchisierten Integra- 
tionsprozesses der stärksten kapitalisti- 
schen Länder und der ihnen untergeordne- 
ten Gebiete, von der für jeden Staat cine 
konterrevolutionäre Politik entstammt, die 
die „nationale Übersetzung“ einer generel- 
len Tendenz ist. 

Der Spieleinsatz ist immer derselbe: 
Dafür sorgen, daß jeder gesellschaftlicher 
Aufruhr, jeder antagonistische Schub, jede 
Störung des „kapitalistischen Status quo 
dieser Epoche vorgebeugt wird, kontrolliert, 
umgewandelt, und durch die gesellschaftli- 
che Kooptation kompatibel gemacht wird. 

Oder einfach aus der Tür geworfen, wie 
es mit den Einwanderern und den Flücht- 
lingen aus dem 'Irikont oder dem Osten pas- 
siert, oder durch die sozialen Ausgren- 
zungsschichtungen innerhalb der „lest- 
ung“ Europa: Arbeitslose, Menschen mit 
befristeten Arbeitsverhältnissen, Menschen 
ohne Absicherungen. Zusammengefaßt, 
auf jede erdenkliche Art und Weise und mit 
allen Mitteln verhindern, daß sich aus den 
Klassenwidersprüchen eine revolutionäre 
Klassenpolitik entwickelt. Dies ist eine Prio- 
rität, die die imperialistischen bürgerlichen 
Kreise seit der Nachkriegszeit quält, und die 
durch den sozialen und revolutionären Zu- 
sammenstoß vertieft wurde, der in den An- 
fängen der 60er Jahre in vielen europäischen 
ländern begann, und die jetzt noch viel 
akuter geworden ist, angesichts der immer 
zerstörerischeren Politik, die das imperiali- 
stische und zentraleuropäische Bürgertum 
versucht, den europäischen Proletariern 
und den Völkern des Südens der Erde auf- 
zuzwingen 

Diese Verbindung zu begreifen ist le- 
bensnotwendig, gegen diese Politik zu 
kämpfen ist notwendig als ein Teil der pro- 
letarischen Kämpfe, um rn 
Kommunikation-Kampf zu schaffen, um 
aus der Perspektivlosigkeit zu treten und aus 
der Isolierung, in die das Bürgertum jeden 
Proletarier absondern möchte: hier in Eu- 
ropa und auf internationaler Ebene. Prole- 
tarischer Internationalismus hat heute die- 
se Bedeutung von GEMEINSAMEN KAMPF GE- 
GEN EINEN GEMEINSAMEN FEIND, eine inter- 
nationalistische Finheit, die es aufzubauen 
silt als Voraussetzung für den revolu- 
tionären Prozeß dieser Epoche. 
Internationale Finheit im anti-kapitalisti- 
schen und anti- imperialistischen Kampf ! 
Gemeinsam werden wir siegen ! 

Latina 15. Mai 1996, Caterina Spano vom Kom- 
munistischen Gefangenenkollektiv „Wotta Sitta“ 


Zn 
Gefangene setzten 


sich durch 


Am 12. Mai haben die chilenischen Gefan- 
genen ihren Hungerstreik erfolgreich been- 
det. Der Präsident der Abgeordnetenkam- 
mer konnte die Gefangenen besuchen und 
einen Bericht an die Regierung verfassen. 

Dank auch des internationalen Drucks 
konnten die Inhaftierten ihre Forderungen 
durchsetzen, und es ist ihnen u.a. gestattet, 
Geld zu erhalten und Besucherinnen zu 
empfangen. 

Den Gefangenen selbst geht es gesund- 
heitlich nicht gut. Sie haben teilweise bis 43 
kgan Gewicht verloren. 

(Red.) 


/apatıstas unter- 
stützen 
Leonard Peltier 


Der folgende Brief wurde am 7. April an 
den US-Präsidenten Bill Clinton ge- 


schickt: 


„Herr Präsident, 

am 25. Juni 1875 wurden zwei FBl-Agenten 
in Pine Ridge, South Dakota, umgebracht, 
ohne dab die Täter identifiziert wurden. 

In einem ungerechten und manipulierten 
Verfahren wurde Leonard Peltier, ein Mit- 
glied der Chippewa-Sioux Nation, verur- 
teilt. 

Diese Verurteilung ist 'leil einer perma- 
nenten und systematischen Kampagne ge- 
sen indigene Männer und Frauen von Nor- 
damerika, die für Gerechtigkeit, Demokra- 
tie und Freiheit kämpfen. 

Wir wissen, daß diese Kampagne von der 
Regierung, deren Präsident Sie sind, durch- 
seführt wird. 

Heute fordern die Teilnehmerinnen die- 
ses amerikanischen "Treffens — für Mensch- 
lichkeit und gegen Neo-Liberalismus —, die 
aus allen Gegenden Amerikas kommen, 

— die sofortige und bedingungslose Frei- 
lassung von Leonard P eltier, einem Reprä- 
sentanten des indigenen Widerstands von 
Nordamerika 

— und absolute Anerkennung der Men- 
schenrechte der indigenen Völker dieses 
Kontinents. 

Hochachtungsvoll 
Subecommandate Marcos und mehr als 200 
andere Unterschriften 


Hinweis in eigener Sache 


Aus Platzgründen können wir diesmal leider 
mehrere uns zugesandte Artikel nicht bzw. 
nur gekürzt veröffentlichen. 


m Februar dieses Jahres legte Mumias 

Anwaltsteam gegen diese Entscheidung 

(von Richter Sabo, es werde keine Wie- 
deraufnahme des Verfahrens geben — Red.) 
vor dem Obersten Gerichtshof von Pennsy- 
Ivania, dem Pennsylvania Supreme Court, 
Berufung ein. Bis Ende Mai muß die Ge- 
genseite, also die Staatsanwaltschaft, auf 
diesen Berufungsantrag geantwortet haben. 
Danach liegt es im Ermessen des Gerichts, 
wie und wann über den Antrag entschieden 
wird. Es ist z.B. völlig unklar, ob es eine 
mündliche Anhörung beider Seiten geben 
wird oder ob das Gericht nach Aktenlage 
entscheiden wird. Das Gericht geht von 
Mitte Juli bis Mitte September in die Som- 
merpause, so daß allgemein angenommen 


zei angesehen. Das können und wollen die 
Richter nicht riskieren.“ 


Gouverneur Ridge 


Für den wahrscheinlichen Fall einer nega- 
tiven Entscheidung durch das Pennsylvania 
Supreme Court hat Gouverneur Ridge 
schon angekündigt, daß er einen neuen 
Hinrichtungsbefehl für Mumia unter- 
schreiben wird. Dagegen muß dann von 
Mumias Anwälten bei einem Bundesge- 
richt wieder eine Aussetzung des Hinrich- 
tungsbefehls beantragt werden. Gouver- 
neur Ridge, der im Vietnamkrieg Scharf- 
schütze in einer Sondereinheit war und 
anschließend als Staatsanwalt Karriere ge- 


Darüber hinaus wurde 1995 in Pennsylva- 
nia ein Todesstrafengefangenen hingerich- 
tet, obwohl ihm noch eine Berufunssin- 
stanz offengestanden hätte ... Gouverneur 
Ridge wurde im Wahlkampf von der Fra- 
ternal Order of Police (FOP) unterstützt 
und hat die Hinrichtung von Mumia als ei- 
nes seiner politischen Ziele deklariert. 


Das neue „Anti-lerrorismus- 
Gesetz“ und die Todesstrafe 


Im Nachgang zum faschistischen Bombe- 
nanschlag von Oklahoma im April 1995 und 
als Wahlkampfbeitrag hatte Präsident Bill 
Clinton, dem ständig seine „Softness on 
Crime“ (also ein lascher Umgang mit dem 


wird, daß eine „Kriminalität- 
eventuelle An- ° ° sproblem“) 
hörung und Ent- f kt 1] S i rt vorgeworfen 
scheidung erst im u I d u Ce e 11 1 u d 1 O n wird, ein neues 


Herbst oder Win- 

1996 erfolgen 
wird. Die Zusam- 
mensetzung des 
Pennsylvania Su- 
preme Court ist al- 
lerdings alles an- 
dere als vielver- 
sprechend. Die 
sieben Richter 
werden — wie Poli- 
tikerInnen auch — 
von den Wähle- 
rinnen in Pennsyl- 
vania für eine 
Amtszeit von sie- 
ben Jahren ge- 
wählt. D. h. es fin- 
den politische 
Wahlkämpfe um 
die Richterämter 
statt. Es wird da- 
von ausgegangen, 
daß alle Richter 
Wahlkampfspen- 
den von der Fra- 
ternal Order of Po- 
lice (FOP), der 
größten Polizeige- 
werkschaft, und 
kleineren Polizei- 
vereinen erhalten 
haben. Bei zumin- 
dest einem neuen 
Richter, der An- 
fang 1996 ins Amt kam, konnte nachgewie- 
sen werden, daß er Wahlkampfspenden von 
der Pennsylvania State Trooper Association 
angenommen hat. Der einzige afroameri- 
kanische Richter im Supreme Court und 
derzeitige Vorsitzende Richter, der sich öf- 
fentlich für ein neues Verfahren für Mumia 
ausgesprochen hatte, wird zum Sommer 
vorzeitig in den Ruhestand gehen. Len 
Weinglass, Anwalt von Mumia, beschreibt 
die Entscheidungskriterien der Richter im 
Pennsylvania Supreme Court folgender- 
maßen: „Fine Entscheidung für Mumia 
wird als eine Entscheidung gegen die Poli- 


von Mumia Ab 


macht hat, hatte kurz nach seinem Amts- 
antritt 1995 ein Gesetz durchgedrückt, wo- 
nach ein Gouverneur nach der Ablehnung 
des Berufungsantrages eines lodesstrafen- 
sefangenen durch das Pennsylvania Supre- 

me Court innerhalb von 90 Tagen den Hin- 
richtungsbefehl für den jeweiligen Gefan- 
genen unterschreiben muß. Der Zweck die- 

ser gesetzlichen Bestimmung ist es, den 
Zeitraum zwischen den einzelnen Beru- 
fungsschritten zu verkürzen bzw. Darauf zu 
setzen, daß viele lodesstrafengefangene 
kein Geld für Anwälte haben, die die Fälle 
bis in die höchsten Instanzen betreuen. 


u-Jamal 


Antı-lerroris- 
mus-Gesetz 
im US-Abge- 
ordnetenhaus 
und im US-Se- 
nat einge- 
bracht. In der 
ursprünglichen 
Fassung dieses 
„Anti-lerro- 
rism Act of 
1995“ war von 
der Todesstrafe 
nicht die Rede, 
auch wenn die 
neuen Polizei- 
staatsmaßnah- 
men schon dra- 
stisch genug 
waren. Die Pro- 
lodesstrafen- 
Lobby in bei- 
den Häusern 
des  US-Kon- 
sresses und in 
Ei Parteien 
hat dann aber 
schnell die 
Chance eT- 
kannt und bei 
den Verhand- 
lungen über das 
Gesetz einen 
entscheiden- 
den Zusatz 
durchgesetzt. Dieser Zusatz sieht vor, daß 
das sog. Habeas Corpus Recht von 'Iodes- 
strafengefangenen wesentlich einge- 
schränkt bzw. De facto abgeschafft wird. 
Das Recht auf Habeas Corpus wurde bei der 
Gründung der USA in der US-Verfassung 
festgeschrieben und bedeutete ursprüng- 
lich ein Recht auf Haftprüfung durch einen 
Bundesrichter bzw. ein Bundesgericht. 
Mittlerweile bedeutet es das Recht auf eine 
Überprüfung des gesamten Falls und des 
Strafmaßes durch die Bundesrichter. Dabei 
prüfen die Bundesrichter, ob die vertas- 
sungsmäßig garantierten Rechte eines To- 
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deskandidaten durch die Rechtsprechung 
der Gerichte auf Bundesstaatsebene ver- 
letzt worden sind. Ist dies der Fall, können 
die Bundesrichte r das Urteil aufheben und 
ein neues Verfahren anordnen. 40 % aller To- 
desurteile, die von Bundesstaatsrichtern 
bzw. -Gerichten verhängt werden, werden 
von Bundesrichtern wegen Verfahrensmän- 
seln und Verletzung verfassungsmäßig ga- 
rantierter Rechte wieder aufgehoben. An- 
sesichts der Diskrepanz in der Rechtspre- 
chung war der Pro-lodesstrafen-Lobby der 

Eintscheidungsspielraum der Bundesrich- 
ter, die nicht gewählt, sondern auf Lebens- 
zeit ernannt werden, schon lange ein Dorn 
im Auge. Durch den Gesetzeszusatz im 
neuen „Anti-lerrorismus-Gesetz“ ist es ih- 
nen gelungen, diesen Entscheidungsspiel- 
raum auf ein Minimum zu begrenzen. Bun- 
deesrichter können jetzt nur noch in Fällen, 
in denen eine „übermäßige“ Verletzung der 
verfassungsmäßigen Rechte des Gefange- 
nen nachgewiesen werden kann, ein neues 
Verfahren und die Aufhebung der Strafe an- 
ordnen. Im Klartext heißt das: Eine Verlet- 
zung der verfassungsmäßigen Rechte ist 
durchaus o.k., nur „übermäßig“ darf sie 
nicht sein. Und eine Bestimmung von 
„übermäßig“ findet wohlweislich nicht 
statt. Darüber hinaus sind die Richter jetzt 
an die Auslegung des Verfassungsrechts der 
jeweiligen Gerichte auf Bundesstaatsebene 
sebunden. 

Len Weinglass gcht davon aus, daß Mu- 
mia — und die meisten Todesstrafengefan- 
genen — nach diesen neuen Kriterien keine 
Chance mehr auf ein neues Verfahren ha- 
ben wird. Bis zur Verabschiedung des neu- 
en „Anti-lerrorismus-Gesetzes“, das Ende 
April 1996 von Clinton mit dem Zusatz zur 
Todesstrafe unterschrieben wurde, waren 
Mumia und seine Anwältinnen davon aus- 
gegangen, dab die Chancen für ein neues 
Verfahren durch eine positive Entscheidung 
von einem Bundesgericht relativ gut waren. 
Die de facto Abschaffung des Rechts auf 
Habeas Corpus steht im engen Zusam- 
menhang mit einer immer weitreichende- 
ren Einschränkung der Gefangenenrechte 
allgemein. So ist es Gefangenen im US-Bun- 
desstaat Kalifornien jetzt verboten worden, 
direkte Interviews mit der Presse zu führen. 
Erlaubt sind nur noch TTelefoninterviews ... 
Darüber hinaus ist per Gesetz verboten wor- 
den, daß AnwältInnen aus staatlichgeför- 
derten Rechtshilfebüros Gefangene in Ver- 
Fahren gegen die jeweilige Gefängnisleitung 
vertreten. 

Im Gegensatz zu den anderen staatliche 
angeordneten Verschlechterungen für die 
Situation gab es bei der De-facto-Abschaf- 
fung des Habeas-Corpus-Rechts einen Auf- 
schrei der liberalen Presse. So fanden sich 
dann u.a. in der New York Times, der Was- 
hington Post, der Los Angeles Times und so- 
gar in US 'loday scharfe Angriffe auf Clin- 
tons „Ausverkauf der verfass sungsmäßig ga- 
rantierten Rechte“. Leider muß man/frau 
davon ausgehen, dab diese Zeitungen, de- 
ren redaktionelle Position ohnehin gegen 
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die 'lodesstrafe ist, liberaler als ihre Lese- 
rinnen sind. Mittlerweile gibt es mehrere 
Klagen gegen die Gesetzesbestimmungen 
vor dem Obersten Gerichtshof der USA in 
Washington, der dann endgültig über die 
Verfassungsmäßigkeit der De- facto-Ab- 
schaffung des Rechts auf Habeas Corpus 
entscheiden wird. 


Die Solibewegung 


Angesichts der neuen Entwicklung auf der 
juristischen Ebene wird die Solibewegung 
und jegliche Form von politischem Druck 
auf Gouverneur Thomas Ridge noch wich- 
tiger als vorher. In den USA selber wächst 
die Solibewegung - insbesondere an den 
Unis. Am 20. Mai zum Malcolm<X-Ge- 
denktag (19. Mai) wurden in Washington 
beim Justizministerium ca. 30.000 Petitio- 
nen überreicht. Gefordert wird, daß US-Ju- 
stizministerin Janet Reno eine Untersu- 
chungüber die Verletzung von Mumias Bür- 
serrechten und die andauernde Verfolgung 
durch den Polizeiapparat einleitet. Mumias 
UnterstützerInnen fordern die Finleitung 
einer solchen Untersuchung, die unabhän- 
gig vom juristischen Stand des Verfahrens 
stattfindet, u.a. aufgrund der seit 1969 an- 
dauernden FBl-Uberwachung von Mumia 
und der Nichtherausgabe der Observati- 
onsakten bei der Polizeibehörde in Philade- 
Iphia. Die UnterstützterInnen bitten dar- 
um, den Druck auf Janet Reno durch inter- 

nationale Brief- und Faxaktionen zu er- 
höhen!!! 

In Frankreich gab es in den letzten Mo- 
naten noch einmal eine große Unterschrif- 
tensammelaktion der KPE Nur in der BRD 
gibt es eine cher unerfreuliche Entwicklung, 
Im März hat der Freiburger freie Journalist 
Burkhard Müller-Ullrich im Feuilleton der 
Süddeutschen Zeitung unter der Über- 
schrift „Die Solidarität“ zum einen die So- 
libewegung für Mumia vollständig diskredi- 
tiert. Zum anderen kommt er, nachdem er 
sich ausschließlich auf die 'Tatversion der 
Staatsanwaltschaft stützt, an mehreren 
Punkten bewußt lügt und Mumias Version 
überhaupt nicht beachtet, zu folgendem 
messerscharfen Schluß: Mumia ist ein Poli- 
zistenmörder, der zu Recht verurteilt wurde 
und der mit Hilfe seiner Anwälte die ge- 
samte internationale Presse und wohlmei- 
nende Öffentlichkeit zum Narren gehalten 
hat. Man/Frau sollte dieses Musterbeispiel 
an Schmierenjournalismus und platter Ab- 
schreibe aus der US-Presse eigentlich nur 
noch zum Ofenanzünden verwenden, aber 
eine ganze Reihe JournalistInnen aus mehr 
oder weniger staatstragenden Medien neh- 
men Müller-Ullrichs Artikel für bare Mün- 
ze und fragen sich inzwischen, ob sie im letz- 
ten Jahr nicht „viel zu positiv“ über einen 
„Polizistenmörder“ berichtet haben. Es wird 
daher demnächst ein ausführliches Inter- 
view mit Len Weinglass zu den einzelnen 
von Müller-Ullrich falsch dargestellten ent- 
scheidenden Punkten geben, das dann z.B. 
an MedienvertreterInnen, die bis jetzt posi- 


tiv über Mumia berichtet haben, weıterge- 
seben werden kann. 

Daneben gibt es momentan noch die 
Wanderausstellung „Art against Death“ — 
„Kunst gegen die "Todesstrafe — Für das Le- 
ben von Mumia Abu-Jamal“, die noch bis 
Mitte Juli in verschiedenen Städten in der 


BRD gezeigt wird. 


Die Perspektive 


Es sieht gerade alles andere als rosig aus, zu- 
males schon! im Sommer oder Herbst einen 
neuen Hinrichtungsbefehl bzw. ein neues 
Hinrichtungsdatum geben kann. Uns fällt 
dazuersteinmalnur ein, daß Infotische bzw. 
Veranstaltungen nach wie vor wichtig sind. 
Mumia freut sich außerdem über Post und 
über Spenden für sein Prozeßkostenkonto. 
Konkret wäre eine Unterstützung der „Brie- 
fe an Janet Reno*-Kampagen sut. Deshalb 
folgt gleich noch ein kurzer 'lext, der Janet 
Reno und den UnterstützerInnen gefaxt 
werden sollte. 


Attorney General Janet Reno 
US Department of Justice 
Washington, D.C. 20530 
Tel. 001-202-5 14-2000 

Fax 001-202-5 14-0487 


Dear Attorney General Janet Reno, 

I join with thousands of others, once again, 
to urge you tu conduct ac omprehensiv e Ci- 
vil Rights investigation to examine all the 
ways in which there has been and continu- 
es to be a conspiracy on the part of the Sta- 
te of Pennsylvania, from its executive to ist 
Judicial branches, to silence Mumia Abu-Ja- 
mal once and for all. 

In light of this conspiracy, we request that 
all Philadelphia police files pertaining to 
Mumia Abu-Jamal, including those on po- 
lice officer Danile Faulkner, be disclosed. A 
Justice Department Civil Rights investiga- 
tion could make a significant contribution 
forward guaranteeing the new trial that Mu- 
mia Abu-Jamal must have. 

Sincerely yours, 

(Name und Adresse) 

Bitte schickt eine Kopie des Faxes auch an die 
UnterstützerInnen. International: 
Concerned Family © Friends of Mumia Abu- 
Jamal 

PO.Box 19709, Philadelphia, PA 19143, Tel, 
001-215-476-8812, Fax 215-476-7551 oder 
im Internet: www. webcorn.com/nattyreb/mu- 
mia.html 

(Die Autonome Mumia Soligruppe Berlin) 


Die erwähnte Ausstellung ist 
noch zu sehen: 


Wendland (bis 18.6.), Berlin (19. bis 28.6.), 
Marburg (29.6. bis 8.7.), Stuttgart, Schwä- 
bisch Hall, Tübingen (9. bis 19.7.), Wies- 
baden (20. bis 30.7.) 


Jausende politische Gefangene 
ım Hungerstreik 


Am 27. April wurde im Gefängnis von Diyar- 
bakır der | lungerstreik begonnen; erhat sich 
inzwischen auf vierzig weitere Gefängnisse 
übertragen und hält zur Stunde noch an. 
iel der Hungerstreikenden ist es, gegen 
den Druck und die maßlosen Gewaltan- 
wendungen des türkischen Staates gegenü- 
ber den politischen Gefangenen in den Ge- 
fängnissen zu protestieren. (Von den 50 000 
Gefangenen in der Türkei sind ca. 12.000 
en Gefangene, darunter ca. 8000 — 
9000 aus der PKK) 

Die Unterdrückung und Folter in den Ge- 
fängnissen hat vorallem zugenommen, seit- 
dem der chemalige Polizeichef Mehmet 
Agar ins Justizministerium berufen wurde. 
Druck und Foltermethoden werden in viel- 
fältiger Art und Weise angewandt: grund- 
lose Deportationen in andere Gefängnisse, 
Abtransporte, Repressionen an den Be- 
suchstagen (sowohl gegen die Gefangenen 
als auch gegen ihre Familienangehörigen), 
das linsperren der politischen Gefangenen 
in Isolationszellen, Absonderung von ande- 
ren Gefangenen, Ausgrenzung, Angriffe in 
Verbindung mit den Soldaten/Polizisten 
und Spezialeinheiten mit Schlagstöcken, 
mit Druck und Zwang die Gefangenen zu 


Die Forderungen der 
politischen Gefangenen 
Der gemeinsame Forderungskatalog der 
hungerstreikenden politischen Gefange- 
nen umfaßt insgesamt 32 Punkte. Hier die 
wichtigsten Forderungen, die zugleich die 
unmenschlichen Haftbedingungen der 
| Gefangenen dokumentieren, deren 
Mi Bhandlun gen unter dem neuen, den fa- 
schistischen rauch Wölfen“ angehören- 
den Justizminister Agar weiter verschärft 
worden sind: 
e Rückverlegung der ie die ge- 
| gen ihren Willen durch Drohungen, Er- 
pressungen und Folter in andere Abteilun- 
gen oder Gefängnisse zwangsverlegt wur- 
den 
° Verlegung der mit Knüppeln, Steinen 
und anderen Waffen bewaffneten „Ab- 
schwörer“, die auf geplante Weise zum 
| Zweck der Provokation von der Gefängnis- 
| leitung in die Blocks unserer Gemein- 
| schaftszellen gebracht wurden. 
e Keine Verlegung in Isolationszellen 
e Keine Fessclung in Ketten, keine ernied- 
rigende Behandlung bei den "Iransporten 


Verrätern machen zu wollen und ähnliche 
Methoden sind an der Tagesordnung. 

Auf die Forderungen der Hungerstreiken- 
den antwortete der türkische Staat mit ver- 
schärften Angriffen von Militär, Spezial- 
Kinheiten und Polizei auf die politischen 
Gefangenen. 

Am 28. Mai wurden die sich inzwischen 
in einem kritischen Zustand befindenden 
hungerstreikenden Gefangenen von Ge- 
fängniswärtern und türkischen Soldaten im 
Gefängnis von Diyarbakir angegriffen. Bei 
diesem Überfall wurden unter Absingen 
chauvinistischer Gesänge Ketten, Eisen- 
stangen, Holzlatten und andere diverse 
Schlagzeuge gegen die sehr geschwächten 
Hungerstreikenden eingesetzt. 19 Verletzte 
wurden trotz ihres Zustandes in andere Ge- 
fängnisse transportiert. Zwei der verletzten 
Gefangenen, Mehmet Durmus und Fesih 
Erkaplan, haben sich aus Protest gegen die- 
se Angriffe selbst angezündet und sind 
schwer verletzt. Auch sie wurden in ein an- 
deres Gefängnis abtransportiert. 

Auch in anderen Gefängnisse, so in Ma- 
latya und Eskisehir, gab es Angriffe auf Ge- 
fang gene, wobei viele verletzt wurden. 


zum Gericht, ins Krankenhaus etc. 

e Suspendierung des Justizministers Meh- 
met Acar 

e Keine Behinderungen bei Anwaltsbesu- 
chen 

e Ungehinderter Bezug aller legal erschei- 
nenden Publikationen von draußen 

e Öffnung des Saals für die Benutzung 
durch die Gefangenen eines ganzen Bloc ks 
für gemeinsame sportliche und kulturelle 
Aktivitäten 

° Gewährung der Möglichkeit einer ge- 
meinsamen Verteidigungsvorbereitung für 
Gefangene, die im gleichen Verfahren an- 
geklagt werden 

e Sotortige Suspendierung der Verant- 
wortlichen für unsere Gefallenen (eine Na- 
mensliste folgt) 

e Schluß mit jeglicher Unterdrückung und 
Beschränkung unserer politischen und ju- 
ristischen Verteidigung vor Gericht 

e Offene Besuchstage für unsere behin- 
derten und bettlägerigen Genossinnen und 
Genossen 

(Quelle. Özgür Politik, 29.4.96) 


Solidarität und Repression 


Eine große Zahl demokratisch gesinnter 
Menschen ebenso wie die Verwandten der 
politischen Gefangenen traten aus Solida- 
tät auch in den Hungerstreik, vor allem in 
den Büros der HADEP den Büros anderer 
Parteien und in den Räumen des Men- 
schenrechtsvereins IHD. Jedoch behindern 
die türkischen Sicherheitskräfte auch die 
Solidaritätsaktionen dieser Menschen in 
vielfältiger Weise. Viele wurden bei Pro- 
testaktionen festgenommen, darunter 
RechtsanwältInnen und Gewerkschaftsvor- 
sitzende. Die Parteizentrale der HADEP in 
Diyarbakir und die darin hungerstreikenden 
Verwandten der politischen Gefangenen 
werden mit allen erdenklichen Mitteln 
schikaniert; so wurde sie u.a. von türkischen 
Sicherheitskräften eingekesselt, Wasser 
und Strom wurden abgestellt, und die Be- 
sucher werden daran gehindert, das Ge- 
bäude zu betreten. 

Am 3.6. wurde in Istanbul Fuat Tepe auf 
offener Straße von der Polizeiangeschossen. 
Er verteilte gerade Flugblätter über den 
Hungerstreik. Nachdem sie ihn angeschos- 


Als weitere Forderungen wurden inzwi- 
schen bekannt: 

° Offizielle Anerkennung von Vertretern 
der politischen Gefangenen 

° Beendigung der Deportationen von Ge- 
fangenen mit dem Ziel, sie zu isolieren und 
zu bestrafen 

e Kein externer Einsatz von Polizei und Mi- | 
litär in den Gefängnissen 


Außerdem: 

e Anerkennung der PKK-Gefangenen als 
Kriegsgefangene 

e Beantwortung des einseitig von der PKK 
verkündeten W. affenstillstands durch die 
türkische Regierung 
e Sofortige Beendigung der Vernichtung 
unserer Heimat; Kinstellung der Massaker, 
Morde „unbekannter Täter“ , Zıwangsver- 
treibungen u.ä. 

e Einhaltung der Genfer Abkommen 
durch die Türkische Republik und Sicher- 
stellung der Finreiseerlaubnis für interna- 
tionale Beobachterdelegationen zur Analy- | 
se der Situation sowohl in unserem Land 
als auch in den Gefängnissen 
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sen hatten, verprügelten sie ihn noch und 
nahmen ihn fest. 

Trotzdem entwickelt sich in der Türkei 
und in Kurdistan die Solidantät: 

In Ankara haben sich mehr als 25 Ge- 
werkschaften, Parteien und Menschen- 
rechtsor sanisationen in einer Plattform zu- 

sammengeschlossen. Sie erklären sich mit 

den politischen Gefangenen solidarisch 
und bereiten ein Aktionsprogramm vor. Seit 
dem 6. Juni führen sie einen Solidaritäts- 
hungerstreik durch. 

In Istanbul diskutieren zahlreiche Ge- 
werkschaften, Menschenrechtsorganisatio- 
nen, Parteien und die sozialistische Presse 
eine Plattform zur Unterstützung der Ge- 
fangenen. Gleichzeitighaben sie begonnen, 
ein Aktionsp rogramm durchzuführen. 

In Mersin kaben sich viele Basisorganisa- 
tionen mit den Gefangenen solidarisch er- 
klärt und unterstützen ihre Forderungen. 

Auch außerhalb der Türkei finden zahl- 
reiche Solidaritätsaktionen statt. In Den 
Hag wurde eine Außenstelle der Habitat be- 
setzt: in Genf ketteten sich elf Menschen in 
einem Gebäude der UNO an; über 100 be- 
setzten eine Kirche in Parıs .. 

Seit dem 3. Juni befinden sich über 100 
Kundinnen und Kurden im Bonner 
Stadtzentrum in einem Solidaritätshunger- 
streik. Solidaritätshungerstreiks finden 
auch in London, Brüssel, Stockholm statt. 
(Der Bericht wurde zusammengestellt nach Infor- 
mationen des Solidarıtätskomitees mit den Hun- 


gerstreikenden, des Informationszentrums für 


freie Völker und des Kurdistanz Informationszen- 
trums.) 
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Zur Situation in 
den Gefängnissen 


Mit dem Beginn des kurdischen Befrei- 
ungskampfes füllten sich die Gefängnisse 
mit kurdischen Inhaftierten. So sind bis 
heute 80% der Gefangenen in der Türkei 
und Kurdistan Angehörige des kurdischen 
Volkes. In den Gefängnissen vor allem in 
Kurdistan werden die Rechte dertürkischen 
Verfassung außer Kraft gesetzt. Die Gefan- 
genen werden ständig systematischer Folter 
unterzogen. 

Die rechtswidrigen Vorgehensweisen in 
den Gefängnissen nehmen seit der Ernen- 
nung des ehemaligen Polizeipräsidenten 
Mehmet Agar zum Justizminister tglich zu. 
Die Drohungen in den Erklärungen des 
neuen Justizministers, unter dessen Ver- 
antwortung viele Morde „unbekannter Tä- 
ter“ vollzogen wurden, haben zu großer Be- 
sorgnis sowohl in den Gefängnissen als auch 
außerhalb geführt. Seine Absicht, die über 
zehntausend politischen Gefangenen in 
Türkei/Kurdistan in Isolationshaft zu neh- 
men, führte zu großer Unruhe. 

Die Gefang genen sind erneut ihres Lebens 
nicht sicher. Nach Erkenntnissen des Men- 
schenrechtsvereins in "Türkei/Kurdistan 
wurden in der Zeit von 1981 bis 1995 etwa 
50 Gefangene hingerichtet. Nach offiziel- 
len Angaben wurden in der Zeit zwischen 
1993 und 1995 insgesamt 140 Gefangene 
ermordet. Im gleichen Zeitraum sind ins- 
gesamt 271 Fälle von ‚Verschwindenlassen“ 
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in Polizeigewahrsam registriert. Des weite- 

ren wurden parallel hierzu insgesamt 372 

Menschen von der Polizei aufoffener Straße 
„außergerichtlich“ hingerichtet. 

Nach offizieller Definition zielt die Ge- 
fängnisstrafe auf die „Resozialisierung“ des 
Gefangenen. Das ist blanker Hohn. Das Ge- 
fängnissystem zielt darauf ab, den politi- 
schen Gefangenen durch Isolation, Aussch- 
ließung von menschlichen Kontakten und 
durch die Anwendung psychischer und phy- 
sischer Gewalt zur Kapitulation zu bringen 
und seine Persönlichkeit zu zerstören. 

Ebenfalls nach offiziellen Erklärungen 
türkischer Vertreter steht jedem Gefängnis 
ein Arzt zur Verfügung. Bereitschaftsärzte 
sind nicht vorhanden. Die Ernährungin den 
türkischen Gefängnissen ist unbeschreib- 
lich schlecht. Jen ann steht täg- 
lich ein Betrag von 22 000 TL zu Verfügung, 
Wenn man sich vor Augen führt, daß I $ = 
70.000 TL beträgt, kann man sich ein Bild 
von der Situation machen. 

Nach einem Bericht des Solidaritätskomitees 


Die hungerstreikenden Gefangenen 

benötigen unsere Solidarität. Protestfaxe 

sind zu schicken an: 

Ministerpräsident Mesut Yilmaz: 
0090-312-4170476 

Staatspräsident Süleyman Demirel: 
0090-3 12-427 1330 

Justizminister Mehmet Agar: 


0090-3 12-417 3954 


Der Dachverband der Angestellten im öf- 
fentlichen Dienst hatte am 8. Juni zu einem 
Sitzstreik vor demlstanbuler Zentrum Ga- 
latasaray Liseri aufgerufen, um auf ihre l'or- 
derungen in den gegenwärtigen Verhand- 
lungen mit der Regierung aufmerksam zu 
machen und gegen die Verletzung der Men- 
schenrechte zu protestieren. Die Polizei 
hatte alles abgeriegelt und nahm Hunderte 
fest, einige Zeitungen sprechen von bis zu 
1500 Personen. Viele wurden bei den 
Schlagstockangriffen der Polizei verletzt. 
Unter den Festgenommenen befanden sich 
neben Ar beitern und Angestellten auch Ge- 
werkschaftsvertreter, Journalisten sowie- 
Teilnehmer der Habitat-Il-Konferenz.lags 
drauf protestierten Vertreter der NGOs der 

UN-Konferenz mit einem Sitzstreik gegen 
die Festnahmen und den Polizeiangriff. Sie 
forderten die Freilassung der Vaha eien. 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe- Nahme“ ist keine Aushändigung ım 
Sinne ‚des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 
Spendenkonto der Angehörigen : Sonderkonto Kiener, 
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01, Kt.-Nr. 
5454] 94. 


